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IN EIGENER SACHE

Bereits in der Juli-Ausgabe befasste sich DP 
mit der bevorstehenden Bundestagwahl. Es 
ging um die Verständlichkeit von Wahlpro-
grammen und die politische Kommunikati-
on an sich. 

Nun lassen wir die Protagonisten selbst 
zu Wort kommen. DP hat die Spitzenkandi-
datinnen und -kandidaten der Christlich De-
mokratischen Union Deutschlands (CDU), 
der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (SPD), von Bündnis 90/Die Grünen, 
der Freien Demokratischen Partei (FDP) 
und Die Linke zu einem „kleinen“ GdP-
Wahlcheck eingeladen. Armin Laschet, Olaf 
Scholz, Robert Habeck, Christian Lindner 
und Janine Wissler haben bereitwillig un-
sere Fragen beantwortet. Wie gut die Dame 
und die vier Herren ihre von uns gestellte 
Aufgabe bewältigt haben, entscheiden Sie, 
sehr geehrte Leserschaft, bitte selbst. Apro-
pos „kleiner“ GdP-Wahlcheck: In der Sep-
tember-Ausgabe steht dann der große Wahl-
check mit einem intensiven Blick in die 
Wahlprogramme an. 

Wenn es ums Geld geht, vor allem das ei-
gene, steigt das Interesse. Das ist bei Poli-
zeibeschäftigten nicht anders. Vor allem Po-
lizeibeamtinnen und -beamte dürften also 
beim Thema Polizeizulage aufhorchen. DP-
Autor Sven Hüber hat sich mit dieser spe-
zifischen Zahlung beschäftigt, die ihrem 
Rechtscharakter nach als Vergütung für be-
sondere Anforderungen zu verstehen ist. Be-
sonders aufgefallen ist dabei, dass da etwas 
nicht stimmt mit der Polizeizulage. Hüber 
spricht von der schleichenden Entwertung 
der Polizeiarbeit und verweist nachdrück-
lich auf einen wegweisenden Beschluss des 
GdP-Bundeskongresses 2018. Eine ernüch-
ternde Bestandsaufnahme, ein aufrütteln-
des Plädoyer.

Viel Lesevergnügen bei dieser Ausgabe 
wünscht

Michael Zielasko
DP-Chefredakteur

IN EIGENER SACHE

GdP-Kreditkarte: DKB 
beendet Kooperation

Aufgrund geplanter Änderungen am Produktangebot hat die 
Deutsche Kreditbank AG (DKB) die bestehende Kooperation mit 

der Gewerkschaft der Polizei (GdP) zum 30. September 2021 gekün-
digt. Infolgedessen wird die DKB die GdP-Kreditkarte im bekannten 
Design nicht mehr fortführen. Zurzeit werden Verhandlungen mit 
weiteren Banken geführt, um GdP-Mitgliedern eine Alternative 
anbieten zu können. Über neue Entwicklungen zu diesem GdP-Ser-
viceangebot berichten wir in DP und den sozialen Medienkanälen 
der GdP. I



NACH REDAKTIONSSCHLUSS

Schutz 
und 
Hilfe

Angesichts der Hochwasserkatastrophe 
Mitte Juli im Westen und Südwesten  
Deutschlands zeigte sich die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) entsetzt und fassungslos. 
Es komme in solchen Situationen darauf an, 
zuzupacken und den von der Flutkatastro-
phe betroffenen Menschen wirksam zu hel-
fen, hatte der stellvertretende GdP-Bun-
desvorsitzende Jörg Radek in einer Presse-
erklärung verdeutlicht. „Unsere Gedanken 
sind bei den vielen Bürgerinnen und Bür-
gern, darunter auch Polizeibeschäftigte, 
die durch die Wassermassen in Not gera-
ten sind und ihr Hab und Gut verloren ha-
ben”, sagte er und drückte zugleich sein tie-
fes Mitgefühl für die Angehörigen der den 
Wassermassen zum Opfer gefallenen Men-
schen aus.

Die Menschen in den Flutgebieten wür-
den alle erdenkliche Hilfe benötigen, um 
wieder Hoffnung finden zu können. Hun-
derte Polizeikräfte hatten bereits zu diesem 
Zeitpunkt an der Seite der Feuerwehr, des 

Deutschen Roten Kreuzes, des Technischen 
Hilfswerkes und der Bundeswehr sowie frei-
willigen Helfern tatkräftig die Aufräumarbei-
ten unterstützt, wofür er im Namen der GdP 
„schon jetzt“ allen Einsatzkräften dankte.

Angesichts der dramatischen Lage hatte 
die GdP an die Bevölkerung appelliert, Ka-
tastrophentourismus dringend zu unterlas-
sen. Die wichtigste Aufgabe der Polizistin-
nen und Polizisten in den überschwemmten 
Gebieten sei es, „diese Regionen abzusper-
ren, Menschen aus den Gefahrenzonen zu 
bergen und verlassene Häuser vor mögli-
chen Plünderungen zu schützen“, erklärte 
Radek. 

Er verwies in diesem Zusammenhang 
auf unbelehrbare Schaulustige, die die Ret-
tungsarbeiten in der Vergangenheit bei ver-
gleichbaren Katastrophen schwer behin-
derten. „Statt Handyvideos aufzunehmen, 
sollten Gaffer sich lieber informieren, wo sie 
helfen können“, verdeutlichte der Gewerk-
schafter. 
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SIGNAL IDUNA ZU WERTSCHÄTZUNGSKAMPAGNE

Hoffentlich mehr als 
nur ein Modewort
Mit ihrer aktuellen Kampagne „100% Einsatz verdienen 100% Einsatz“ plädiert 
die Gewerkschaft der Polizei (GdP) für einen wertschätzenden Umgang 
miteinander. Die SIGNAL IDUNA unterstützt als langjährige Kooperations-
partnerin die bundesweite Aktion finanziell und ideell. Die Bedeutung von 
„Wertschätzung“ kann nicht hoch genug angesiedelt werden.

Die GdP-Kampagne 
verfolgt ein wich-
tiges Ziel, denn 

jüngste Forschungen zei-
gen: Fehlt die Wertschät-
zung, fehlt nicht nur 
das Engagement. Auch 
die Krankenstände in 
Unternehmen lassen 
Rückschlüsse auf den 
Grad der jeweils geleb-
ten Wertschätzung zu. 
Richtig angewandte Wertschätzung kostet 
nicht viel, kann aber große Wirkung ent-
falten. Aktuelle Umfragen ergeben jedoch 
immer wieder, dass es hier eine deutliche 
Schere in der Wahrnehmung gibt. Während 
Führungskräfte zumeist davon überzeugt 
sind, zum Beispiel die Leistung ihrer Mit-
arbeiter anzuerkennen, kommt dies bei den 
Gelobten oft nicht an. 

Wertschätzung ist nicht nur ein ausge-
sprochenes Lob, sondern ein Gesamtpaket, 
eine Haltung. Respekt, Interesse, ehrliche 
Anerkennung und Empathie sollten dessen 
weitere Inhalte sein. Wer wertschätzt ohne 
echte Überzeugung, lobt nach dem Gieß-
kannenprinzip. Wer sich im Innern nicht 
für sein Gegenüber interessiert, wird die-
ses nicht erreichen. Und wahrscheinlich 
selbst auch keine Wertschätzung erfahren. 
Im schlimmsten Fall bewirkt so ein achtlo-
ses Lob sogar das Gegenteil und hinterlässt 
Frustration und Demotivation. 

Mit VISION2023 durchläuft die SIGNAL 
IDUNA seit 2018 auf verschieden Ebenen 
einen tiefgreifenden Transformationspro-
zess. Einer der wichtigsten Erfolgsfaktoren 
ist die nachhaltige Weiterentwicklung der 
Unternehmenskultur. Wertschätzung ist 

dabei fest im 
kulturellen Leitbild verankert. Wert-
schätzung ist folgerichtig auch einer von 
sechs Pfeilern des Führungsleitbildes, das 
die Führungs- und Unternehmenskultur 
prägt. Wertgeschätzte Mitarbeiter sind posi-
tive Botschafter ihres Unternehmens und ge-
ben dies an Kunden und Interessenten wei-
ter. Sie schaffen es, einen Perspektivwechsel 
vorzunehmen und Produkte und Lösungen 
aus Kundensicht zu denken. Dem Kunden 
also zuzuhören und echter Dienstleister zu 
sein. Mit Überzeugung, Empathie und Kre-
ativität.

Torsten Uhlig, SIGNAL-IDUNA-Vertriebs-
vorstand: „Damit wir motiviert sind, uns 
mit unserer Arbeit wohlfühlen, brauchen 
wir auch das Gefühl, nützlich und wichtig 
zu sein. Wer sich nicht wertgeschätzt fühlt, 
wird auf Dauer im schlimmsten Falle krank. 
So ist Wertschätzung zum Beispiel einer von 
sechs Pfeilern, auf denen das Führungs-
leitbild der SIGNAL IDUNA fußt. Wir wis-
sen: Nur wer selbst Wertschätzung erfährt, 
kann selbst andere wertschätzen. Daher un-
terstützen wir aus voller Überzeugung die 
GdP-Kampagne „100% Einsatz verdienen 
100% Einsatz“. I
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Kirchheim:  
Nordrhein-westfälische  
Einsatzkräfte schützen von 
der Flut betroffene Stadt-
gebiete vor Plünderungen.
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Armin Laschet wurde 1961 in Aachen geboren. Der Jurist 
arbeitete als freier Journalist, bevor er 1994 erstmals in 
den Deutschen Bundestag gewählt wurde. Aktiv in der 
Landespolitik Nordrhein-Westfalens wirkt er seit 2005, 
von 2017 an als Ministerpräsident. 2021 wurde Laschet 
zum neunten Bundesvorsitzenden der CDU gewählt.  
Im April trat er die Kanzlerkandidatur der Union für die 
Bundestagswahl 2021 an. Er ist verheiratet und Vater  
von drei Kindern.

Olaf Scholz ist seit März 2018 Bundesfinanzminister und 
Vizekanzler. Im August 2020 wurde er vom SPD-Bundes-
vorstand zum Kanzlerkandidaten für die Bundestagswahl 
2021 nominiert. 1958 in Osnabrück geboren ist er in Ham-
burg aufgewachsen. Von 2007 bis 2009 war der 
Sozialdemokrat Bundesminister für Arbeit und Soziales 
und fungierte anschließend bis 2011 als stellvertretender 
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion. Von 2011 bis 
2018 wirkte er als Erster Bürgermeister der Freien und 
Hansestadt Hamburg.

Robert Habeck ist seit 2018 Bundesvorsitzender von 
Bündnis 90/Die Grünen. Zuvor agierte er sechs  
Jahre als Minister in Schleswig-Holstein und vertrat  
den dortigen Ministerpräsidenten. Zuletzt leitete er das 
Ministerium für Energiewende, Umwelt, Landwirtschaft 
und Digitalisierung. Der Grünen-Spitzenkandidat bewirbt 
sich bei der bevorstehenden Bundestagswahl für das  
Direktmandat in seinem Heimatwahlkreis Flensburg-
Schleswig.

Christian Lindner stammt aus Wermelskirchen in Nord-
rhein-Westfalen. Er studierte Politikwissenschaft, 
Öffentliches Recht und Philosophie. Von 1997 bis 2004 
war er Inhaber einer Werbeagentur sowie Mitgründer ei-
nes Internet‐Unternehmens. Nach dem Ausscheiden der 
FDP aus dem Bundestag wurde der Politiker 2013 zu de-
ren Bundesvorsitzenden. Seit 2017 ist er Vorsitzender der 
FDP-Bundestagsfraktion und Spitzenkandidat seiner 
Partei.

Janine Wissler ist seit Februar zusammen mit Susanne 
Hennig-Wellsow Vorsitzende der LINKEN. Von 2001 bis 
2012 absolvierte sie ein Studium der Politikwissenschaf-
ten an der Johann Wolfgang von Goethe-Universität 
Frankfurt am Main. Seit 2007 ist Wissler Mitglied der Par-
tei DIE LINKE sowie im LINKE-Parteivorstand. Später 
amtierte sie als stellvertretende Vorsitzende. 2008 zog 
die Diplom-Politologin als Abgeordnete in den Hessi-
schen Landtag ein, ein Jahr später übernahm sie den 
Fraktionsvorsitz der Linksfraktion.

 „Die Union lehnt die 
Bürgerversicherung seit 
jeher ab.

 „Es geht nicht allein  
um mehr Wertschätzung, 
sondern auch um bessere 
Besoldung, moderneres 
Dienstrecht und bessere 
Arbeitsbedingungen.

 „Jede Besoldungsstufe 
muss überall gleich viel 
wert sein.

 „Der Staat muss weiter-
hin zu seiner Zusage 
stehen, Beamtinnen und 
Beamte im Alter ausrei-
chend zu versorgen.

 „An erster Stelle stehen 
für uns die Wiederher-
stellung einer bundes- 
einheitlichen Besoldung 
für alle Beamtinnen und 
Beamte und bessere  
Arbeitsbedingungen.

Armin 
Laschet

Olaf 
Scholz

Robert 
Habeck

Christian 
Lindner

Janine 
Wissler

Der GdP-Wahlcheck
7 Fragen an Spitzenkandidaten von CDU, SPD,  
BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN, FDP und DIE LINKE
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Laschet: Polizistinnen und Polizis-
ten riskieren jeden Tag viel für unse-

re Gesellschaft. Ihnen gebühren unser Dank 
und unsere Anerkennung. Wertschätzung 
bedeutet auch, dass die Polizei vernünftig 
ausgestattet wird. Hier wurde in der Vergan-
genheit schon viel umgesetzt: 2,5 Millionen 
Euro wurden zum Beispiel in den Schutz der 
Polizei investiert und 7.500 Polizisten und 
Richter neu eingestellt. Um Polizistinnen 
und Polizisten besser zu schützen planen 
wir die Mindeststrafe für tätliche Angriffe 
auf sechs Monate und für heimtückische At-
tacken auf ein Jahr Haft zu erhöhen und da-
mit als Verbrechen einzustufen. Wenn der 
Täter eine Waffe oder ein anderes gefährli-
ches Werkzeug bei sich führt, soll eine Stra-
fe bis zu zehn Jahren verhängt werden kön-
nen. Auch die Ausrüstung wollen wir ver-
bessern: Wir fordern die flächendeckende 
Verwendung von Bodycams – auch bei Ein-
sätzen in Wohnräumen. So können Einsatz-
situationen beweissicher aufgezeichnet, An-
greifer erkannt und Straftaten leichter ver-
folgt werden. Wir stehen an der Seite der 
Polizei und wollen die, die uns schützen, 
bestmöglich schützen. 

Scholz: Erstens: Ich finde die Kam-
pagne sehr gut. Zweitens: Polizistin-

nen und Polizisten können sich auf meine 
Unterstützung verlassen – immer. Es geht 
mir um Respekt in der Gesellschaft. Mein Re-
spekt vor ihrer Arbeit und ihrem Einsatz für 
den Rechtsstaat ist groß, dass wissen Sie. 
Ich finde im Übrigen, dass der Respekt ge-
genüber Polizistinnen und Polizisten noch 
stärker gelebt werden sollte. Es geht aber 
nicht allein um mehr Wertschätzung, son-
dern auch um eine bessere Besoldung, mo-
derneres Dienstrecht und bessere Arbeitsbe-
dingungen.

Habeck: Ich habe immer mal Polizis-
tinnen und Polizisten zum Beispiel 

auf Streife begleitet. Sie erzählen mir in der 
Regel offen von Problemen, Enttäuschungen 
und Erwartungen. Die teils scharfe öffentli-
che Debatte lastet auf ihnen, gepaart mit ho-
hem Arbeitsdruck und dem Wissen um ihre 
Verantwortung. Daher: Wir sollten wegkom-
men vom Fingerzeigen und versuchen, den 

Wissler: Wir unterstützen als LINKE 
– auch in unserem Wahlprogramm 

zur Bundestagswahl – ihre Forderungen 
nach einer besseren Wertschätzung der Ar-
beit der Beamten und Beamtinnen sowie al-
ler Beschäftigten bei der Polizei und im öf-
fentlichen Dienst. Dazu gehören neben Ver-
besserungen bei den Beamtengesetzen auch 
ein Tarifvertrag für alle, gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit und eine bessere Bezahlung 
der anstrengenden und verantwortungsvol-
len Arbeit. Personalmangel führt zu Über-
stunden und gesundheitlichen Belastun-
gen. Um Überstunden bei der Polizei abzu-
bauen, braucht es mehr Personal und 
bessere Arbeitsbedingungen.

1
Die GdP hat Ende April eine 
Wertschätzungskampagne 
für die Polizeibeschäftigten 
gestartet. Was werden Sie 
effektiv dazu beisteuern?
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Lindner: Mir gefällt das Motto Ihrer 
Kampagne: „100 Prozent Einsatz ver-

dienen 100 Prozent Einsatz!“ Die Polizistin-
nen und Polizisten in Deutschland stehen je-
den Tag mit ihrem Leben und ihrer Gesund-
heit für unser aller Sicherheit ein. Und dann 
müssen sie sich von einigen noch beschimp-
fen lassen oder werden unter Generalver-
dacht gestellt. Das ist für mich inakzeptabel. 
Respekt für die wichtige Arbeit muss sich 
auch in einer angemessenen Besoldung und 
einer modernen technischen Ausstattung 
ausdrücken. 

Alltag der Polizistinnen besser zu verstehen. 
Und ja, Wertschätzung muss sich auch kon-
kret in Gehalt und Arbeitsbedingungen wi-
derspiegeln. Wir machen uns daher für die 
Wiedereinführung der Ruhegehaltsfähig-
keit der Polizeizulage stark. Die Bundestags-
fraktion der Grünen hat dies schon zweimal 
in der Legislaturperiode beantragt. Leider 
hat die Große Koalition den ersten Haus-
haltsantrag dazu ablehnt und die Behand-
lung des zweiten Antrages verhindert. Das 
hat mit Wertschätzung nichts zu tun.
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Laschet: Unsere Sicherheitsbehör-
den, insbesondere auch die Bundes-

polizei, haben wir personell, materiell und 
strategisch massiv gestärkt. Diesen Weg set-
zen wir konsequent fort. Wir haben erneut die 
Polizeizulage erhöht, und wir wollen die Ru-
hegehaltsfähigkeit der Polizeizulage prüfen. 
Mit einer Flexibilisierung der Lebensarbeits-
zeit wollen wir die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf weiter verbessern. In Nordrhein-
Westfalen habe ich in meiner Regierungszeit 
zusammen mit Innenminister Herbert Reul 
schon viel bewegt. Gerade auch für die Bun-
despolizei sind familienfreundliche Arbeits-
bedingungen wichtig, um auch in Zukunft 
weiterhin qualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter gewinnen zu können.

Laschet: Wir wollen künftig gesetz-
geberisch zurückhaltender sein. Es 

gibt in Deutschland eine Neigung, jeden Le-
benssachverhalt, jedes neue Problem mit ei-
nem Gesetz regeln zu wollen. Davon müssen 
wir uns freimachen. Für jedes einzelne Ge-
setz mag es gute Gründe geben, in der Sum-
me sind es jedoch zu viele. Weniger Gesetze 
bedeutet: mehr Zeit für jedes einzelne Ge-
setzgebungsvorhaben, praxistauglichere 
und gezieltere Regulierung sowie mehr Zeit 
für die Bundesministerien zur raschen Um-
setzung. Im Deutschen Bundestag werden 
wir einmal pro Jahr in einer Umsetzungswo-
che den Fortschritt und die Wirkung unserer 
Gesetzgebung transparent machen. Und 
was die innere Sicherheit angeht, habe ich 
in der von mir berufenen Bosbach-Kommis-
sion natürlich auch Praktiker und Vertreter 
der Gewerkschaft beteiligt. 

Scholz: Der Eindruck täuscht, glau-
be ich. Wenn es um Themen der inne-

ren Sicherheit geht, schätzen und brauchen 
wir die GdP als Ansprechpartner. Das ver-
gangene Jahr war aufgrund der Corona-Situ-
ation sicherlich eine Ausnahmesituation. Po-
lizistinnen und Polizisten wissen aber selbst 
nur zu gut, wie es ist, im Krisenmodus zügig 
und entschlossen agieren zu müssen – da 
läuft es manchmal nicht immer nach Plan. 

Scholz: Der öffentliche Dienst muss 
im Bund genauso wie in den Bundes-

ländern ein attraktiver Arbeitgeber sein. Ne-
ben der bereits angesprochenen guten Be-
zahlung braucht es auch mehr Durchlässig-
keit, als wir sie momentan erleben. Unsere 
Polizei wird überall gebraucht. Sie trägt ei-
nen wichtigen Teil bei zum Funktionieren 
unserer Gesellschaft. 

Lindner: Bei den Corona-Beschlüs-
sen auf Bundesebene hatte ich den 

Eindruck oft auch. Damit wird das Vertrau-
en der Menschen in die Politik gefährdet. 
Deshalb ist es wichtig, dass Gesetze in den 
Parlamenten beraten und beschlossen wer-
den, auch unter Einbeziehung von Experti-

Lindner: So wie CDU und FDP es in 
NRW umgesetzt haben: bedarfsge-

recht mehr Neueinstellungen und massive 
Investitionen in eine bessere Ausstattung. 
Verantwortungsbereiche drücken sich im öf-
fentlichen Dienst in der Besoldung aus. Ins-
gesamt sollte aber stärker auch der persön-
liche Einsatz berücksichtigt werden. Unab-
hängig vom Dienstgrad hat die Polizei 
Anspruch auf die bestmögliche Ausstattung. 
Es kann nicht sein, dass manche aus eigener 
Tasche in ihre Ausrüstung investieren müs-
sen. Hier hat der Staat eine Bringschuld. 

Habeck: Diesen Eindruck teilen wir. 
Wichtige Gesetzesvorhaben wie das 

Bundespolizeigesetz werden am Ende der 
Wahlperiode in einem der Sache nicht die-
nenden Tempo durchgezogen. Und dies, ob-
wohl man in diesem konkreten Fall schon 
Jahre vorher den Reformbedarf konstatiert 
hat. Wir wollen, dass wichtige und grund-
sätzliche Initiativen möglichst gleich zu Be-
ginn der Legislaturperiode eingebracht wer-
den, um eine seriöse Befassung und Einbe-
ziehung aller Betroffenen zu ermöglichen. 

Habeck: Gute Arbeitsbedingungen 
sind zentral. Um ihre Aufgaben zu be-

wältigen, braucht die Polizei eine adäquate 
Ausstattung. Vor allem im digitalen Bereich 
ist eine Menge Luft nach oben. Die Besoldung, 
egal ob im Bund oder in welchem Bundesland 
auch immer, sollte einheitlich sein. Jede Be-
soldungsstufe muss überall gleich viel wert 
sein. Die Fehlentwicklung nach der Föderalis-
musreform 2006 gilt es umzukehren.

Wissler: Die Föderalismusreform 
und jahrelange Kürzungspolitik ha-

ben dazu beigetragen. Hier muss die Politik 
gegensteuern. An erster Stelle stehen für uns 
die Wiederherstellung einer bundeseinheit-
lichen Besoldung für alle Beamtinnen und 
Beamte und bessere Arbeitsbedingungen, 
auch um Burn-out und Konkurrenz der Bun-
desländer um Personal zu vermeiden. Zu-
dem brauchen wir eine bessere Durchlässig-
keit vom mittleren in den gehobenen Dienst. 
Auch die Digitalisierung ist eine Mammut-
aufgabe – hier fordern wir mehr Investitio-
nen und entsprechendes Personal. Bei der 
Ausstattung sind wir offen für gemeinsame 
Beschaffungsvorhaben des Bundes und der 
Länderpolizeien – zu fairen Konditionen. Es 
darf nicht sein, dass sich wenige Unterneh-
men am öffentlichen Beschaffungswesen 
die Konten füllen. 

2 
Die Polizei ist nach Auffassung  
der GdP in wesentlichen Bereichen 
wie Besoldung und Ausstattung 
eine Mehrklassengesellschaft.  
Wie und wo wollen sie mildernd 
einwirken?

3
Warum haben wir den Eindruck, 
dass manche Gesetzesvorhaben 
durch die Gremien gepeitscht 
werden, ohne ausreichend auf 
Praxistauglichkeit abgeklopft  
zu werden?
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Wissler: Das mag damit zu tun ha-
ben, dass die vom Bundesinnenmi-

nisterium festgelegten Fristen zur Stellung-
nahme für Gewerkschaften und Verbände zu 
kurz bemessen sind, sodass für eine umfas-
sende Stellungnahme nicht ausreichend Zeit 
bleibt. Und oft werden die Einwände seitens 
der Gewerkschaften und Verbände von den 
Regierungsfraktionen schlicht ignoriert. 
Auch die Mitbestimmung der Beschäftigten 
und Betroffenen in allen Bereichen des öf-
fentlichen Dienstes wie Polizei, Bildung, Ge-
sundheitsversorgung muss gestärkt werden. 
Dafür machen wir konkrete Vorschläge – 
unter anderem zur Stärkung der Mitbestim-
mungsmöglichkeiten der Personalräte in 
den Personalvertretungsgesetzen. Der öf-
fentliche Dienst der Zukunft muss stärker, 
bürgernäher und demokratischer sein!

4
Die „Innere Sicherheit“ ist aus unserer 
Sicht meist ein mit Moos besetzter Punkt 
auf der „Bloß-nicht-vergessen“-Liste  
für das anstehende Wahlprogramm.  
Wo ist das Lebendige, wo sind die  
Perspektiven?

Laschet: Die Innere Sicherheit ge-
hört für die Union traditionell zu ei-

nem der wichtigsten Politikfelder. Wir ent-
wickeln unsere Programmatik ständig wei-
ter und passen sie den Gegebenheiten an. 

Scholz: Ohne innere Sicherheit kei-
ne freie und offene Gesellschaft, das 

ist ja wohl klar. Ein starker Staat, der Sicher-
heit für alle bietet, hat eine soziale Kompo-
nente. Es darf nicht am Bankkonto liegen, 
ob man sich in Deutschland sicher fühlt oder 
nicht. Otto Schily hat mal gesagt, „über Si-
cherheit redet man nicht, Sicherheit macht 
man”. Deshalb setzen wir uns ein für besse-
re Arbeitsbedingungen und eine reibungs-
losere Verzahnung mit der Justiz.

Lindner: Mit Blick auf unsere Sicher-
heitsbehörden sagen wir ganz klar: 

Es ist Zeit für eine Föderalismuskommission 
III von Bund und Ländern, um Zuständig-
keiten, Verantwortlichkeiten und Verfahren 
zu optimieren. Der Staat muss besser orga-
nisiert sein als das Verbrechen. Der Staat 
muss aber auch besser ausgestattet sein und 
über ausreichend Personal mit den erforder-
lichen Qualifikationen verfügen (zum Bei-
spiel bei der Auswertung von elektronischen 
Beweismitteln). Dies ist aus unserer Sicht ef-
fektiver als eine Ausweitung der staatlichen 
Eingriffsbefugnisse. 

Habeck: Der Schutz von Freiheit und 
Grundrechten ist zentral für unser de-

mokratisches System. Und deshalb ist die in-
nere Sicherheit integraler Bestandteil unserer 
Politik. In einer liberalen Demokratie ist es 
entscheidend, dass Menschen sich sicher 
fühlen können und darauf vertrauen können, 
dass staatliche Institutionen Gefahren mit 
rechtsstaatlichen Mitteln abwehren. Unsere 
Sicherheitspolitik folgt daher der Linie: das 
Schutzbedürfnis ernst nehmen, gezielt agie-
ren, kein Generalverdacht gegen die gesamte 
Bevölkerung. Entsprechend haben wir konti-
nuierlich eigene Vorschläge für die „klassi-
schen“ Sicherheitsthemen, Polizei und Ge-
heimdienste, erarbeitet. Zudem erweitern wir 
die Sicherheitspolitik: Die IT-Sicherheit zum 
Beispiel braucht einen kräftigen Schub. Oder 
der Kampf gegen Gewalt gegen Frauen. 

Wissler: Wir wollen eine Polizei, die 
sich auf ihre Kernaufgaben in der 

Abwehr konkreter Gefahren und in der 
Strafverfolgung konzentrieren kann. Eine 
vielfältige, bürgerorientierte und transpa-
rente Polizei, die Kritik aus der Gesellschaft 
aufgreift und sich daran weiterentwickelt. 

Die beste Kriminalpolitik ist eine gute So-
zialpolitik. Mehr Sicherheit braucht mehr 
sozialen Zusammenhalt, Schutz vor Armut, 
mehr Sozialarbeit und einen starken Sozi-
alstaat. Wir wollen ein verbindliches Recht 
auf kostenfreie Weiterbildung. Wir setzen 
uns für Vielfalt im öffentlichen Dienst und 
für Supervisionsangebote ein, die bei der 
Bewältigung belastender Arbeitserfahrun-
gen helfen.

Wichtig ist für uns, eine solidarische Ant-
wort auf die Krisen und Verunsicherungen 
in unserer Gesellschaft zu finden, die wir als 
wesentliche Ursache für steigende Gewalt-
bereitschaft sehen. Statt die Polizei am Ende 
die Scherben zusammenkehren zu lassen, 
sollte sich die Politik den gesellschaftlichen 
Ursachen von Gewalt und Kriminalität zu-
wenden und Präventionsprogramme im um-
fassenden Sinne stärken. 

se und Praxiserfahrung von außen. Dafür 
gibt es die parlamentarischen Ausschüsse. 
Jetzt spiele ich den Ball aber mal zurück: Ich 
würde mich freuen, wenn mehr Polizistin-
nen und Polizisten für die Parlamente kan-
didieren und kann Sie nur ermutigen. 
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Laschet: Die Union lehnt die Bürger-
versicherung seit jeher ab. Daran hat 

sich nichts geändert. 

Scholz: Sprechen Sie mal mit den 
Hamburger Kolleginnen und Kolle-

gen. Dort haben wir die Möglichkeit geschaf-
fen, dass sich auch Beamtinnen und Beamte 
freiwillig für die gesetzliche Krankenversi-
cherung entscheiden können, ohne dass sie 
dabei schlechter gestellt sind. Das Ziel ist 
eine attraktive Bürgerversicherung für alle, 
ein leistungsfähiges solidarisch finanziertes 
Gesundheitssystem. Wie wichtig Gesund-
heit für den Einzelnen wie für die Gesell-
schaft als Ganzes ist, das hat uns die Pande-
mie sehr klar gezeigt.

Lindner: Die FDP steht für das Ge-
genteil: Wir wollen keine teure Ein-

heitsversicherung, die zudem bestehende 
Verträge oder erworbene Ansprüche igno-
riert. Der Staat muss auch weiterhin zu sei-
ner Zusage stehen, Beamtinnen und Beamte 
im Alter ausreichend zu versorgen. Wir wol-
len Verlässlichkeit, gleichzeitig aber auch 
mehr Flexibilität und eine zukunftsfeste Fi-
nanzierbarkeit der Altersvorsorge. Eine ver-
pflichtende Mitgliedschaft von Beamten in 
die gesetzliche Krankenversicherung leh-
nen wir ab.

Habeck: Ihre vorherige Frage nach 
der Mehrklassengesellschaft adres-

siert ja völlig zu Recht eine Ungleichbehand-
lung. Genau darum geht es uns bei der soli-
darisch finanzierten Bürgerversicherung, in 
der jede und jeder unabhängig von seinem 
Einkommen die Versorgung bekommt, die 
sie oder er braucht. Als ersten Schritt verbes-
sern wir die Versorgung gesetzlich Versi-
cherter. Außerdem wollen wir die Benach-
teiligung gesetzlich versicherter Beamtin-
nen und Beamte durch einen beihilfefähigen 
Tarif beenden.

Wissler: Das Prinzip einer solidari-
schen Finanzierung der Sozialversi-

cherungen bietet klare Vorteile – auch für 
die meisten Beamten. Zwei Beispiele: Wir 
wollen eine stabile gesetzliche Rente auf ei-
nem Niveau wie in Österreich schaffen. Bei 

5
Bei Begriffen wie Bürger- oder  
Erwerbstätigenversicherung 
schwant Beamtinnen und  
Beamten zu Recht Böses.  
Nehmen Sie uns die Sorge.

der Pflegeversicherung wollen wir eine 
„Vollkasko-Versicherung“, die alle notwen-
digen Pflegeleistungen unbürokratisch 
übernimmt, orientiert an den individuellen 
Situationen und Bedürfnissen – ohne stei-
gende Beiträge und ohne Eigenbeiträge. 
Hinzu kommt als Vorteil, dass Angehörige 
ohne Einkommen in der solidarischen Er-
werbstätigenversicherung stets kostenfrei 
mitversichert sind, im Rahmen der beitrags-
freien Familienmitversicherung. Die Länder 
und der Bund können zudem ihren Beamtin-
nen und Beamten weiter freie Heilfürsorge 
gewähren.

Im Übergang müssen für Beamtinnen, 
Beamte und andere miteinzubeziehende 
Gruppen wie Freiberufler, Abgeordnete und 
Selbstständige erworbene Anwartschaften 
geschützt bleiben. Außerdem steht Beam-
tinnen und Beamten ein dem Arbeitneh-
meranteil entsprechender Vergütungsaus-
gleich zu. 
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6
Mehr als zwei Drittel der Deutschen hat nach einer 
GdP-Umfrage Angst vor zunehmender Internet- 
kriminalität. Forensische Ermittler werden von der 
Polizei seit Jahren gesucht, Fachleute entscheiden 
sich aber häufig für einen Arbeitsplatz in der  
Wirtschaft. Warum ist das so?

Laschet: Hier müssen wir die Rah-
menbedingungen schaffen, damit 

Polizei und Sicherheitsbehörden für Cyber-
Experten zu einem attraktiven Arbeitgeber 
werden. Insgesamt gilt: Cybersicherheit ist 
nicht statisch. Ein Schutzniveau von heute 
ist kein Garant für eine erfolgreiche Abwehr 
der Angriffe von morgen. Wir werden daher 
fortwährend beurteilen, was notwendig ist, 
um angemessen auf die dynamischen Ent-
wicklungen im Cyberraum zu reagieren. 

Scholz: Die Sorge vor Internetkrimi-
nalität teile ich. Das berührt das Si-

cherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bür-
ger. Unser Anspruch ist ganz klar: Das Inter-
net ist kein rechtsfreier Raum, auch im 
Internet gelten Regeln, und sie müssen kon-
sequent durchgesetzt werden. Es braucht 
das gleiche Strafverfolgungs- und Schutzni-
veau wie in der analogen Welt. Natürlich 
braucht es dafür Fachleute. Und IT-Fachleu-
te sind gerade sehr gefragt, weshalb es so 
wichtig ist, dass der öffentliche Dienst auch 
attraktiv genug ist. Dafür zu sorgen, ist die 
Aufgabe von Bund und Ländern.

Lindner: Die technische Infrastruk-
tur ist in vielen Behörden leider noch 

nicht attraktiv genug. Dienst- und Karriere-
wege sind oft kompliziert und leistungshem-
mend. Dazu kommen starre Pensionsrege-
lungen, die junge Menschen davon abhal-
ten, eine bindende Lebensentscheidung zu 
treffen. Deshalb wollen wir den Wechsel 
zwischen der Privatwirtschaft und dem Öf-
fentlichen Dienst vereinfachen, etwa durch 
eine Ausweitung des Altersgeldes. Und wir 

Habeck: Der Polizeiberuf muss noch 
attraktiver gestaltet werden. Wir 

brauchen eine angemessene Ausstattung, 
gerade auch im Digitalen, gute Arbeitsbe-
dingungen, eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und gute Entlohnung. Im 
Bereich der Bekämpfung der Internetkrimi-
nalität werden wir auch die Quereinstiegs-
möglichkeiten verbessern müssen sowie die 
polizeiliche Aus- und Fortbildung. Wenn 
alle Parameter stimmen, können wir drin-
gend benötigtes, gut qualifiziertes Personal 
für die Polizei gewinnen.

Wissler: Hierfür gibt es ein Bündel 
an Ursachen. Ganz zentral geht es 

schlicht um Geld: Fachleute für forensische 
IT-Analyse haben in der Wirtschaft deutlich 
höhere Einstiegsgehälter als bei der Polizei. 
Der Staat wird bei den Gehältern alleine nie-
mals konkurrenzfähig sein, das wäre auch 
sozial ungerecht gegenüber anderen Be-
schäftigten in der Polizei und im öffentli-
chen Dienst. Aber attraktive Arbeitsbedin-
gungen würden helfen. Ablauforganisatio-
nen müssen flexibler werden und 
Gestaltungsmöglichkeiten bieten. Die Vor-
züge des öffentlichen Dienstes müssen ge-
stärkt und weiterentwickelt werden durch 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, be-
rufsbegleitende Fort- und Weiterbildung, 
Mitbestimmungsrechte und gute Arbeitsbe-
dingungen.

setzen uns für eine eigene Laufbahn für IT-
Fachkräfte ein. So kann man die besonderen 
Anforderungen an die Beamten, aber auch 
deren Ansprüche an den Dienstherren ange-
messen berücksichtigen.  
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Laschet: Wir müssen und werden 
die Digitalisierung in allen Berei-

chen voranbringen. Das gilt insbesondere 
für die Verwaltung. Digital wird das neue 
Normal. Wir werden die Digitalisierungs-
tauglichkeit von Gesetzen an den Anfang 
stellen und einen Digital-TÜV vor die Geset-
zesberatung setzen. Die zentrale Koordina-
tion dafür wird unter meiner Verantwortung 
das neue Digitalministerium übernehmen. 

Scholz: Zustimmung! Digitalisierung 
muss endlich Chefsache sein. Des-

halb habe ich sie zu meinen vier „Zukunfts-
missionen“ für unser Land gemacht. Die 
Richtung und das Ziel – das muss Chefsache 
sein. Gleichzeitig braucht es die Anstren-
gung auf allen Ebenen. Ich möchte, dass es 
jede Bürgermeisterin, jeder Schulleiter als 
ihr Problem empfindet, wenn die Schule oder 
die Stadtverwaltung nicht ordentlich am 
Breitbandnetz angeschlossen ist und sich 
kümmert – sonst helfen all die Förderpro-
gramme nichts. Also: Wir sind alle bei der 
Zukunftsmission Digitalisierung gefragt. 
Denn wir werden in den nächsten Jahren ei-
nen modernen und bürgernahen Staat auf-
bauen, der allen Bürgerinnen und Bürgern 
einen einfachen Zugang zu seinen Dienst-
leistungen bietet. Dazu braucht es die schnel-
le Infrastruktur und bezahlbaren Netzzu-
gang für alle. Denn auch hier geht es darum, 
zusammenzuführen, nicht zu spalten. 

Lindner: Da stimme ich Ihnen zu. Es 
gibt in Berlin mehr Digitalbeauftrag-

te als Sendemasten, aber nirgendwo wird 
entschieden und umgesetzt. Deutschland 
hat den digitalen Corona-Stresstest nicht gut 
bestanden. Das haben wir in den Gesund-

Habeck: Auch die Digitalisierung 
lag viel zu lange brach. Das gilt für 

alle gesellschaftlichen Bereiche, aber eben 
auch für die Polizei. Ein zentrales Anliegen 
wäre mir, die Grundanliegen die mit „Poli-
zei 2020“ adressiert wurden endlich umzu-
setzen. Denn es kann nicht sein, dass Bun-
des- und Länderpolizeibehörden mit unter-
schiedlichen Systemen teilweise an 
einander vorbei operieren. Diese Missstände 
müssen entschlossen abgestellt werden.

Wissler: Für DIE LINKE ist Digitali-
sierung eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe, die sich durch fast alle Lebens- 
und Arbeitsbereiche zieht. Niemand darf ab-
gehängt werden. Um endlich beim Breit-
bandausbau und dem Mobilfunknetz, bei 
der Digitalisierung in Schulen und in der 
Verwaltung aufzuholen, brauchen wir nicht 
nur schöne Worte und bunte Regierungs-
websites, sondern endlich die nötigen Res-
sourcen. Wir wollen deshalb den Netzaus-
bau mit Investitionen von zehn Milliarden 
Euro jährlich in ganz Deutschland fördern. 

7
Wir glauben, die Digitalisierung  
in allen Bereichen auf die  
Überholspur zu bringen,  
muss „Chefsache“ sein.  
Wie fangen Sie das an?

heitsämtern und Schulen gesehen. Wir wol-
len mit einem Bundesministerium für digita-
le Transformation Deutschland auf allen 
Ebenen und in allen Bereichen nach vorne 
bringen. Das Wort „Funkloch“ muss aus dem 
Sprachgebrauch verschwinden. Dringend 
muss auch die Digitalisierung der Polizei vo-
rangetrieben werden. Hierzu muss insbeson-
dere gemeinsame Polizei-IT entwickelt wer-
den. Es bedarf einheitlicher Kommunika- 
tions- und Messenger-Standards sowie ent-
sprechender technischer Ausstattung von 
Polizistinnen und Polizisten. Nach unserem 
Ansatz „Smart Police“ wird hierdurch nicht 
nur die Strafverfolgung verbessert, sondern 
das Personal auch erheblich entlastet.
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streben.
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Innenleben

Justiz  
digitalisieren

Besoldung vereinheitlichen 

POLITISCHE GESPRÄCHE

Im Dialog  
mit 
Rechtspolitikern 

Michael Zielasko

Zum Auftakt einer Gesprächsreihe mit 
rechtspolitischen Sprechern von Bun-

destagsfraktionen tauschten sich Mitte Juni 
der stellvertretende Bundesvorsitzende der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) Jörg Radek 
und Friedrich Straetmanns, MdB, Justizi-
ar der Fraktion DIE LINKE, über aktuelle 
rechtspolitische Themen aus. 

Digital erörterten der Politiker und der 
Gewerkschafter unter anderem die Frage, 
wie man mehr Menschen für die Demokra-
tie begeistern könne. Die müsse spannen-
der werden, indem man die Beteiligung der 
Menschen stärke, beispielsweise über De-
mokratieräte, verdeutlichte Straetmanns, 
selbst langjähriger Kommunalpolitiker und 
Sozialrichter.

Mit Dr. Jürgen Martens, MdB, rechtspoliti-
scher Sprecher der Bundestagsfraktion 

der Freien Demokraten (FDP), traf GdP-Vize 
Jörg Radek Ende Juni in Berlin auf einen 
weiteren Vertreter der Oppositionsparteien. 
Der ehemalige sächsische Justizminister 
skizzierte die FDP-Pläne reformierter Ver-
fassungsschutzstrukturen. Dem Trennungs-
gebot zwischen Nachrichtendiensten und 
Polizei wies er eine verfassungshistorisch 
sowie funktionale Bedeutung zu, es dürfe 
jedoch für die aktuelle, auch internationale 
Lage nicht mehr prägend sein. Man müsse 
zu einem vernünftigen, „kalibrierten“, wo-
möglich an einem Straftatenkatalog wie 
den Paragrafen 100a Strafprozessordnung 
angelehnt orientierten Austausch der Er-
kenntnisse kommen. Auf die bundesweiten 
Beamtenbesoldungsunterschiede angespro-
chen, zeigte Martens Verständnis für die 
GdP-Forderung der Wertschätzungskam-
pagne. Die unterschiedliche Finanzsituation 
der Länder stehe aber einer Angleichung 
im Wege. Erhebliche Optimierungsbedarfe 
sieht der Politiker bei der Digitalisierung 
der Justiz. Ein Beispiel: Zigtausende Straf-
sachen mit unbekannten Tatverdächtigen 
könnten nahezu ausschließlich digital ab-
gearbeitet werden. Er sehe zudem den Bund 
in der Pflicht, sich an der Digitalisierung der 
Sicherheitsbehörden zu beteiligen. 

Beide Gesprächspartner äußerten die 
Hoffnung, dass der von der Großen Koaliti-

GdP_Deutsche_Polizei_Anzeige_August_210x52_2021.pdf; s1; (210.00 x 52.00 mm); 28.Jun 2021 09:39:17; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

Der-Linken-Politiker mahnte im Weiteren 
die Qualität der Gesetzgebung vor dem Hin-
tergrund der praktischen Umsetzbarkeit an 
und schlug vor, Gesetzesvorhaben intensi-
ver daraufhin abzuklopfen. Radek und Stra-
etmanns zeigten sich einig in der kriminal-
präventiven Wirkung eines starken Sozial-
staates. Der GdP-Vize sprach sich zudem für 
eine spürbar stärkere Würdigung der Opfer-
perspektive in Strafverfahren aus.

Straetmanns unterstützte die GdP-For-
derung nach einem Ende des föderalen Be-
soldungsflickenteppichs. Dieser Zustand sei 
nicht akzeptabel, sagte er. Zwar seien Zula-
gen in Hochpreisregionen vertretbar, die Be-
soldung jedoch müsse bundesweit einheit-
lich sein. I
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Linke-Politiker 
Friedrich 
Straetmanns (l.) 
im Gespräch  
mit GdP-Vize  
Jörg Radek.
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on vereinbarte „Pakt für den Rechtsstaat“ 
Nachhaltigkeit entfalte. Martens mahnte 
den Gesetzgeber, sich über die Tragweite le-
gislativer Entscheidungen rechtzeitig Ge-
danken zu machen. Oft sei nicht klar, welch 
großer Arbeitsaufwand der Exekutive da-
durch aufgebürdet würde. 

Weitere Themen waren die Videoauf-
zeichnung von Strafverfahren und die Dis-
kussion über das Abschwächen von Strafta-
ten wie die Beförderungserschleichung zu 
Ordnungswidrigkeiten. Aus FDP-Sicht sei 
dies zwar vorstellbar, jedoch seien die Un-
ternehmen in der Pflicht, das „Schwarzfah-
ren“ durch technische Hürden zu unterbin-
den. Würden diese Hürden bewusst über-
wunden, müsse dies allerdings wieder als 
Straftat bewertet werden. I

 

Respektlosigkeiten  
bestrafen
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Videokonferenz der GdP-Vizes Jörg Radek 
und Dietmar Schilff (l.o.) mit dem rechts-
politischen Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion, Dr. Johannes Fechner (r.u.).

Mit dem politischen Angebot, Respektlo-
sigkeiten und Schmähungen gegen die 

Polizei in der nächsten Wahlperiode offensiv 
anzugehen, endete das Gespräch der GdP-Vi-
zes Jörg Radek und Dietmar Schilff mit dem 
rechtspolitischen Sprecher der SPD-Bundes-
tagsfraktion, Dr. Johannes Fechner, Anfang 
Juli. In der Videoschalte verdeutlichte Fech-
ner, ihn beschäftige es sehr, ob es gesetz-
geberisch gelingen könne, Respektlosigkei-
ten unterhalb der Strafbarkeitsschwelle mit 
einem Bußgeld für ungebührliches Verhalten 
gegenüber Polizeibeamtinnen und -beamten 
zu belegen. 

Vor dem Hintergrund der grundgesetz-
lich garantierten Meinungsfreiheit müsse 
detailliert über eine praxistaugliche Defini-
tion dieses möglichen Tatbestandes gespro-
chen werden, so der Politiker. Angedacht 
seien zudem stärkere schulische Präventi-
onsmaßnahmen. Mit Blick darauf sprach 
Schilff eine engere Verzahnung von Bildung 
und innerer Sicherheit an. Diese Konsens-
klammer führe generell zu einer effiziente-
ren Kriminalprävention. 

Ebenso auf Wiedervorlage nach der Bun-
destagswahl sind Fechner zufolge Beratun-
gen über einen Strafgesetzparagrafen, der 
auf das Locken von Einsatzkräften in einen 
Hinterhalt ziele. Aus Zeitgründen sei man 
mit der Union jedoch nicht mehr zu einem 
Ergebnis gekommen. Der Sozialdemokrat 
zeigte sich überzeugt, dass der von der jet-
zigen Regierung geschlossene Pakt für den 
Rechtsstaat durch einen zweiten erneuert 
und ausgeweitet werden müsse. 

Angesichts weiterer von der Koalition 
noch vor der Wahl geschlossener Strafbar-
keitslücken würde die Aufgabenfülle für die 

Polizei und die Justiz erneut zunehmen. Da-
her benötigten die Behörden spürbar mehr 
Personal sowie finanzielle Unterstützung.

Weitere Themen des Meinungsaustau-
sches waren die Folgen der Pandemie für 
die Haushalte in Bund und Ländern, die von 
der GdP in Gang gebrachte Initiative für ei-
nen verbesserten Dienstunfallschutz bei In-
fektionen mit dem Coronavirus sowie For-
derungen der GdP-Wertschätzungskampa-
gne „100für100“. Bund und Länder müssten 
trotz der finanziellen Belastungen der Krise 
ihre Versprechen an die Sicherheitsbehör-
den halten, bekräftigte Radek. I
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DIE CORONAKRISE UND DIE NETZWERKE DER DEMOKRATIEFEINDE

„Tief sitzendes 
Misstrauen gegenüber 
dem Staat”
„Fehlender Mindestabstand“: Ein 40-köpfiges Rechercheteam 
dokumentiert im gleichnamigen Sammelband die Verbindungen  
von Corona-Leugnern zur rechten Szene. DP-Autor Thomas 
Gesterkamp spricht mit Mitherausgeberin Heike Kleffner.

Thomas Gesterkamp

dazu geführt haben, dass Kommunalpoliti-
ker oder Leiter von Gesundheitsämtern un-
ter Polizeischutz arbeiten mussten. Gerade 
jetzt, wo der Protest abflaut, könnte er sich 
weiter radikalisieren.

DP: Warum?
Kleffner: Wir sehen das in den USA: Dort 
sagen 20 Prozent der sogenannten QAnon-
Bewegung ganz offen, dass sie sich bewaff-
nen wollen, um am Tag X gegen das ver-
hasste „System“ vorzugehen. Wir dürfen 
nicht vergessen, dass in den Telegram-Ka-
nälen der Corona-Leugner, die Zehntausen-
de Menschen täglich erreichen, über Mona-
te hinweg zum Sturz der „Merkel-Diktatur“ 

DP: Frau Kleffner, was hat Sie motiviert, 
dieses Buch zu machen?
Heike Kleffner: Es ist zu befürchten, dass 
aus dieser Bewegung von Rechtsextremis-
ten, Verschwörungsgläubigen und Staats- 
und Demokratiefeinden die nächste Genera-
tion des Rechtsterrorismus entstehen wird. 
Von Anfang an waren die Aufmärsche von 
gezielten Regelverstößen und gewalttätigen 
Angriffen auf Polizisten, Journalisten und 
Gegendemonstranten geprägt. Dazu kamen 
militante Aktionen wie die Brandanschlä-
ge etwa auf das Rathaus von Delmenhorst, 
Sprengsätze gegen das Robert-Koch-Institut, 
massive Sachbeschädigungen in Impfzen-
tren und Drohkampagnen, die mancherorts 

und zu Gewalttaten gegen Wissenschaftler 
und Journalisten aufgerufen wurde. Rechte 
Mobilisierung auf der Straße und Hasskam-
pagnen im Netz können dazu führen, dass 
sich Neonazis ebenso wie polizeilich eher 
unauffällige Täter legitimiert fühlen, gegen 
ihre Feindbilder Waffen einzusetzen. Wir 
haben das in den letzten Jahren schmerzlich 
erfahren müssen, beim Attentat auf den Kas-
seler Regierungspräsidenten Walter Lübcke 
wie bei den Morden von Halle und Hanau.

DP: Was war das Ziel Ihrer Recherchen?
Kleffner: Wir wollten ausleuchten, wie die 
zunehmende Radikalität der Leugnerbe-
wegung und die Normalisierung von Ver-
schwörungserzählungen, Wissenschafts-
feindlichkeit, Antisemitismus und Rassis-
mus entstanden sind. Wir wollen aufklären 
darüber, welche Netzwerke, welche gesell-
schaftlichen Milieus und ungewöhnlichen 
Allianzen dort zusammengekommen sind. 
Und beschreiben, wie sich durch diese Be-
wegung, die Regelbrüche, unsolidarisches 
Verhalten gegenüber Risikogruppen und 
überbordenden Hass auf den Staat zum 
Prinzip erklärt hat, die Koordinaten politi-
schen Handelns und gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens verschieben. 

DP: Die Proteste gegen die staatliche Co-
rona-Politik wirkten vor allen Dingen zu 
Beginn der Pandemie sehr heterogen. 
Kann man all diese Menschen pauschal 
dem rechten Milieu zuordnen?
Kleffner: Der Soziologe Oliver Nachtwey hat 
in einer Untersuchung festgestellt, dass ein 
Teil der Demonstrierenden eher in grünen 
und alternativen Milieus sozialisiert wurde, 
dann aber im Schnelldurchlauf rechte und 
rechtsextreme Positionen übernommen hat. 
Neben klassischen Akteuren wie militanten 
Neonazi-Kameradschaften, Hooligans und 
Reichsbürgern gibt es in der Bewegung auch 
Leute, die die Pandemie verharmlosen, sich 
aber selbst im liberalen oder linkslibera-
len Milieu verorten: Esoterikerinnen, Impf-
gegner oder Anhängerinnen von Alterna-
tivmedizin und Anthroposophie. Diese auf 
den ersten Blick ungewöhnlichen Allian-
zen eint ein tiefsitzendes Misstrauen gegen  
Institutionen des demokratischen Rechts-
staats bis hin zu offener Staatsfeindschaft, 
zudem eine große Entfremdung von den tra-
ditionellen, etablierten Volksparteien. Auf 
ideologischer Ebene sehen wir Antisemitis-
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DP: Die Ansteckungen in diesen Regio-
nen könnten auch etwas mit der Grenznä-
he zu tun haben. Mehrere Texte in Ihrem 
Band nehmen eine internationale Pers-
pektive ein, berichten zum Beispiel aus 
Österreich, Tschechien, Frankreich oder 
den USA. Was war und ist dort anders?
Kleffner: In den Vereinigten Staaten hat die 
rechtsradikale QAnon-Bewegung schon 2017 
begonnen, über digitale Medien gezielt Ver-
schwörungsnarrative und Desinformatio-
nen insbesondere gegen die Demokratische 
Partei in Umlauf zu bringen, um den inzwi-
schen abgewählten republikanischen Präsi-
denten Donald Trump als Retter zu inszenie-
ren. Nach Befragungen glaubt inzwischen 
ein Viertel der US-Bürger an Verschwö-
rungserzählungen. Der Einfluss von Grup-
pen wie QAnon ist damit fast so groß wie der 
von großen Religionsgemeinschaften. In Ös-
terreich waren die Proteste ebenso von An-
fang an durch die extreme Rechte dominiert, 
sie boten eine Spielwiese und Bühne auch 
für deutsche Neonazis und AfD-Anhänger.

DP: „Corona-Rebellen” vor allem aus Bay-
ern nutzten den Namen der Münchner Wi-
derstandskämpferin Sophie Scholl für 
ihre Zwecke. Wie beurteilen Sie das?
Kleffner: Diese Leute wollen sich durch die 
Aneignung der Person Sophie Scholl selbst 
erhöhen. Sie stellen ihren Regelbruch und 

mus, Verschwörungsnarrative und eine ver-
kürzte Kapitalismuskritik, die sehr schnell 
auf Stereotype zurückgreift. Wenn Men-
schen aus dem alternativen Esoterik-Spekt-
rum ohne jeden Protest neben einer Gruppe 
Neonazis demonstrieren, die den antisemiti-
schen Corona-Song der Neonaziband „Ziller-
taler Virenjäger“ spielen, dann diagnostizie-
ren wir eben „fehlenden Mindestabstand”.

DP: „Warum ‘Querdenken’ eine Stuttgar-
ter Vorwahl hat” heißt ein Beitrag im Buch. 
Aus diesem Bundesland kommen über-
durchschnittlich viele der Demonstrieren-
den – und es gibt dort offenbar eine lange 
Tradition von Impfgegnerschaft.
Kleffner: Der Schulterschluss aus dem grün-
bürgerlichen Milieu mit Reichsbürgern und 
militanten Neonazis gelingt über Feindbil-
der wie „Regierung” oder „Staat”. Im deut-
schen Südwesten gibt es schon seit den 
1980er-Jahren ein substanzielles Wähler-
potenzial für offen rechte Parteien. Die Re-
publikaner waren hier traditionell stark, der 
Stuttgarter Landtag war das erste westdeut-
sche Parlament, in das die AfD eingezogen 
ist. Hier mischt sich ein Eliten- oder Wohl-
stands-Rassismus mit antimodernen Tradi-
tionen von Anthroposophen und Pietisten. 

DP: Auffällig vor allem während der zwei-
ten Infektionswelle im vergangenen Win-
ter waren die hohen Inzidenzen in eini-
gen Regionen Ostdeutschlands, etwa 
im Thüringer Wald, im Erzgebirge oder in 
Ostsachsen. Sehen Sie einen Zusammen-
hang zu einer dort häufiger als anderswo 
zu beobachtender Haltung, die sich etwa 
dem Maskentragen oder Abstandhalten 
verweigert?
Kleffner: Wir haben beobachtet, dass der 
offene Regelbruch zum „Widerstand“ in der 
Tradition der DDR-Bürgerrechtsbewegung 
stilisiert wurde. Das basiert auf seit dem 
Mauerfall aktualisierten Ressentiments ge-
gen „die Staatsmacht“ – unabhängig da-
von, ob es sich um die SED oder um eine de-
mokratisch gewählte Regierung handelt. In 
diesen Regionen, in denen ein Fünftel der 
Menschen seit zwei Legislaturperioden mit 
der AfD eine Partei wählen, deren führen-
de Funktionäre vom Systemsturz nicht nur 
träumen, sondern diesen offen propagieren 
und mit Neonazis kooperieren, hat nicht 
nur die Corona-Leugner-Bewegung leich-
tes Spiel. 

ihre Rücksichtslosigkeit damit auf eine Stu-
fe mit dem Widerstand gegen das mörde-
rische NS-Regime. Das ist eine gefährliche 
Verharmlosung des Nationalsozialismus, 
letztlich muss hier mit politischer Bildung 
entgegengewirkt werden. 

DP: Das Buch beginnt mit einem Ge-
leitwort von Josef Schuster, dem Vor-
sitzenden des Zentralrats der Juden in 
Deutschland. Warum?
Kleffner: Antisemitismus ist ein zentra-
les und verbindendes Ideologieelement bei 
den Protesten. Dabei gibt es einen Rückgriff 
auf antisemitische Vorurteile des Mittelal-
ters, wo Juden und Jüdinnen als „Brunnen-
vergifter“ bei Seuchen verfolgt wurden. Im 
frühen 19. Jahrhundert entstand dann das 
Bild des „gesunden Volkskörpers“, das den 
Weg für den nationalsozialistischen Mas-
senmord bereitete. Wir beobachten derzeit 
eine Normalisierung von antisemitischen 
Narrativen, wenn zum Beispiel wieder offen 
von einer vermeintlichen „jüdischen Welt-
verschwörung“ oder der „Macht des Ostküs-
ten-Kapitals“ die Rede ist. 

DP: Ein wichtiges Thema des Buches ist 
das Entstehen neuer Netzwerke inner-
halb des rechten Milieus. Wer hat sich 
mit wem verbündet?
Kleffner: Rechtsextremisten suchen sich 
immer neue Einfallstore, um ihr Gedanken-
gut zu verbreiten. Die Pandemie hat ihnen 
dafür Möglichkeiten eröffnet. Dies gilt für 
Neonazis aus dem Spektrum der militanten 
Kameradschaften ebenso wie für die Reichs-
bürgerszene, die Identitäre Bewegung und 
das wachsende Spektrum rechter Influ-
encerinnen und Pseudo-Journalisten. Die 
AfD hat sich in Kommunalparlamenten, in 
Landtagen und im Bundestag als eine Art 
parlamentarischer Arm der Straßenprotes-
te inszeniert. Parteimitglieder meldeten an 
vielen Orten in Ostdeutschland Demons-
trationen an, zeigten sich an der Spitze von 
Kundgebungen der Querdenker. Während 
der Abstimmungen im November 2020 luden 
AfD-Parlamentarier bekannte Videoblogge-
rinnen der Leugner-Bewegung in den Bun-
destag ein, die dort Abgeordnete bedrohten 
und einschüchterten. 

DP: Sie arbeiten bei einem Dachverband 
der Beratungsstellen für Opfer rechter 
und rassistischer Gewalt. Wie hoch ist 

Heike Kleffner, Matthias Meisner 
(Hg.), Fehlender Mindestabstand. Die 
Coronakrise und die Netzwerke der 
Demokratiefeinde

Herder Verlag, Freiburg 2021, 352 Seiten, 
22 Euro, ISBN 9783451390371
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DP: Das Beschneiden von Grundrechten 
während der Pandemie war nicht nur für 
militante Protestler eine Zumutung. Die 
legitime, seriös geäußerte Kritik etwa an 
Ausgangssperren oder „Verweilverbo-
ten” aber ging im öffentlichen Diskussi-
onsraum unter. Warum gehörte die Stra-
ße weitgehend den Feinden der Demo-
kratie?
Kleffner: Weil die überwiegende Mehrheit 
der Gesellschaft das Prinzip von Solidari-
tät und den Schutz von besonders gefähr-
deten Gruppen richtig fand. Die „Black Li-
ves Matter”-Demonstrationen im Sommer 
letzten Jahres, aber auch Aktionen etwa der 
Seebrücke-Bewegung haben gezeigt, dass es 
durchaus möglich ist, unter Einhaltung der 
Pandemieregeln sicher zu demonstrieren. 

das Potenzial von Hass und Gewalt un-
ter Corona-Leugnern?
Kleffner: Die Pandemie hat rassistische Ge-
walt und Bedrohung deutlich verstärkt. Die 
Zahl rechter Gewalttaten erreichte trotz Aus-
gangsbeschränkungen das erschreckend 
hohe Niveau der 2000er-Jahre. Insbesonde-
re Menschen womöglich oder real asiatischer 
Herkunft haben – als vermeintliche Trägerin-
nen des Virus – Beleidigungen, Bedrohungen 
bis hin zu Angriffen auf offener Straße oder 
im öffentlichen Nahverkehr erlebt. Auch die 
Zahl antisemitisch motivierter Straftaten ist 
massiv gestiegen. Damit einher geht eine ge-
nerelle Wahrnehmung von Schutzlosigkeit 
für jüdische Menschen, deren Sicherheitsge-
fühl seit dem Anschlag auf die Synagoge in 
Halle ohnehin schon massiv erschüttert war.

DP: Was raten Sie der Polizei im Umgang 
mit den Querdenker-Protesten?
Kleffner: Regelbrüche sollten konsequent 
unterbunden werden. Allzu lange haben Ein-
satzleiter etwa in Leipzig, Berlin oder Kassel 
nicht nur massenhafte Verstöße toleriert, 
sondern auch offene Gewaltausbrüche nicht 
geahndet. Das ist fatal, denn so wurde dem 
militanten Teil der Bewegung noch mehr Ein-
fluss zugestanden. Wenn den Behörden be-
kannte Neonazis vor den Augen von Polizei 
und Öffentlichkeit auf Gegendemonstrieren-
de losgehen können und dafür nicht zur Ver-
antwortung gezogen werden, stärkt das die 
Täter und schwächt den Rechtsstaat und die 
demokratische Zivilgesellschaft. 

DP: Danke für das Gespräch.

Foto: Christian Ditsch/version-foto.de

DP-Interviewpartnerin Heike Kleffner ist 
Journalistin und Geschäftsführerin des 
Bundesverbandes der Beratungsstellen für 
Opfer rechter, rassistischer und anti-
semitischer Gewalt. Seit den 1990er-Jahren 
publiziert sie über Rechtsextremismus.



Berufsbedingt ist Gewalt zu einem ge-
wissen Anteil Bestandteil des Poli-
zeialltages. Doch wie sieht es mit 

Angriffen gegen Polizeibedienstete aus? 
Das öffentliche Interesse an dem Thema er-
scheint groß. Auch in der wissenschaftlichen 
Forschung ist es in den Fokus gerückt. Die 
Studienlage zu Gewalt gegenüber der Polizei 
ist im Vergleich zu anderen Berufsgruppen 
am stärksten ausgeprägt. 

Das Projekt „AMBOSafe“ läuft seit Sep-
tember 2020 mit dem Ziel, Antworten auf fol-
gende Fragen zu liefern: Wie entwickeln sich 
Angriffe aus Einsatzsituationen heraus? Wo-
durch können sie beeinflusst werden? Und 
was kann man dagegen tun? 

Inhaltlich unterstützt wird das For-
schungsprojekt durch das Bayerische Rote 

Kreuz, die Kriminologische Zentralstelle in 
Wiesbaden und die Hessische Hochschule 
für Polizei und Verwaltung. Dabei werden 
nicht nur Berufsgruppen der polizeilichen 
und nicht-polizeilichen Gefahrenabwehr 
untersucht, sondern auch solche, die bis-
lang weniger berücksichtigt wurden. Dazu 
zählen Mitarbeitende von Verkehrs- und Si-
cherheitsunternehmen, Notaufnahmen, des 
Technischen Hilfswerkes oder kommunaler 
Ordnungsdienste. Durch eine einheitliche Er-
hebung in den betreffenden Berufsgruppen 
können Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
von Angriffen und wichtige Aspekte der Zu-
sammenarbeit miteinbezogen werden. Damit 
ist ein übergreifendes Bild skizzierbar, und es 
bieten sich Möglichkeiten für Gegenmaßnah-
men auf breiter Ebene. 

Interviews mit Betroffenen  
und Tätern

Das sogenannte Ereignisprotokoll Betroffe-
ner ist ein wichtiger Teil der Untersuchung. 
Seit Mai wird darin erstmalig das Vorkom-
men von Angriffen im Dienst über einen län-
geren Zeitraum erfasst. Über vier Monate ge-
ben Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
wöchentlich an, ob sie Angriffe erlebt ha-
ben. Als „Angriff“ werden neben aggressiven 
Formen von körperlicher Gewalt auch verbale 
Angriffe, Diebstahl oder das bewusste Behin-
dern und Stören von Maßnahmen gewertet. 

Körperliche Angriffe machten dabei ei-
nen vergleichsweise geringen Anteil aus. Be-
leidigungen und Bedrohungen wurden zwar 
sehr häufig berichtet, aber kaum systema-
tisch erfasst. Konkrete Zahlen darüber, wie 
häufig diese verbalen Angriffe im Berufsall-
tag vorkommen, liegen bislang nicht vor. 

Um die persönlichen Erlebnisse individu-
ell untersuchen zu können, werden die Be-
fragungen ergänzt: Durch Interviews mit Be-
troffenen, die körperliche Angriffe im Dienst 
erlebt haben, mit Angreifern, die Motive und 
Hintergründe liefern und mit Experten, die 
Angaben zu vorhandenen Maßnahmen ma-
chen können. Der vierte Baustein ist die sys-
tematische Analyse von Strafverfahrensak-
ten. Sie ermöglicht Einblicke in die poli-
zeiliche Verarbeitung der Vorfälle und den 
Verlauf vor Gericht. 

Teilnehmende für Befragung 
gesucht

Für alle Berufsgruppen in helfender und 
normdurchsetzender Funktion ist für den 
Zeitraum August bis September 2021 eine 

STUDIE ZU GEWALT GEGEN EINSATZKRÄFTE

AMBOSafe  
verspricht neue 
Präventionsansätze
Das Forschungsprojekt „AMBOSafe“ untersucht Angriffe  
auf Bedienstete von Organisationen mit Sicherheitsaufgaben.  
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) ist als assoziierter Partner  
an dem Projekt beteiligt. 

Anne Herr und Prof. Dr. Clemens Lorei

Jetzt buchen und bis Oktober gratis sehen.
gdp.de/gdp-plus
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ANZEIGE

deutschlandweite Befragung vorgesehen. 
Diese Befragung setzt einen anderen Fo-
kus: Einsatzkräfte der Polizei, des Ret-
tungsdienstes oder der Feuerwehr treffen 
berufsbedingt in den meisten Fällen in ih-
ren Einsätzen auf Personen in Notsituati-
onen. Personen, die aufgewühlt sind, un-
ter Stress stehen oder wütend sind. Solche 
emotional aufgeladenen Situationen kön-
nen sich leicht aufschaukeln und bergen 
eine Gefahr für Einsatzkräfte. Trotzdem ge-
hören Angriffe, Gewalt und Widerstandsde-
likte aber auch bei der Polizei glücklicher-
weise nicht zum Hauptteil der täglichen Ar-
beit. Daraus kann man schlussfolgern, dass 
im Berufsalltag bereits sehr viele Konflikte 
gelöst und gefährliche Situationen durch die 
Beamtinnen und Beamten im Vorfeld ent-
schärft werden können. Sei es durch die In-
halte der Aus- und Fortbildung, Berufserfah-
rung oder auch „Bauchgefühl“. 

Neuer Studienansatz

Kaum eine Studie hat bisher jedoch unter-
sucht, durch welche effektiven Maßnah-
men kritische Momente gelöst werden kön-
nen und welche Arten der Deeskalation sich 
gut anwenden lassen. 

In dieser Befragung sollen neben der Dees-
kalation daher auch körperliche Angriffe mit 
einbezogen werden. Das Ziel ist es herauszu-
finden, was diese unterschiedlichen Verläu-
fe ausmacht und ob beispielsweise eine Kom-
bination bestimmter Faktoren Warnsignale 
darstellt, die eine besondere Gefahr für Ein-
satzkräfte darstellen. Wenn es möglich wäre, 
diese Warnsignale spezifischer abbilden zu 
können, wären dies konkrete Anknüpfungs-
punkte für die Praxis, um die Aus- und Fort-
bildung in diesen Berufsgruppen zu ergän-
zen und das Sicherheitsempfinden von Ein-
satzkräften zu erhöhen. I

Jetzt buchen und bis Oktober gratis sehen.
gdp.de/gdp-plus
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AMBOSafe ist die Abkürzung für  
das bundesweite Forschungsprojekt  
„Angriffe auf Mitarbeiter*innen und  
Bedienstete von Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben“. Mit Angriffen  
sind im vorliegenden Projekt folgende 
Vorfälle gemeint:

Verbale Angriffe (z.B. Beleidigungen) 
oder Bedrohungen,

Körperliche Angriffe,

Gewalt gegen Sachgegenstände oder 
Fahrzeuge,

Diebstahl von Material oder Ausrüstung,
Bewusstes Behindern oder Stören von 
Maßnahmen.

Projektleiter sind das Bayerische Rote 
Kreuz, die Kriminologische Zentralstelle 
(KrimZ) sowie die Hessische Hochschule für 
Polizei und Verwaltung (HfPV).

Informationen zur Teilnahme 
Für die Befragung „Lagebild“ werden Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte für eine freiwillige Teilnahme gesucht. Die Einmalbefragung  
ist anonym, dauert circa 20 Minuten, und es sind keine Rückschlüsse  
auf die Behörde, Dienststelle oder Person möglich. Gefördert wird  
das Projekt im Rahmen „Anwender-Innovativ: Forschung für die zivile 
Sicherheit II“ vom Bundesministerium für Bildung und Forschung.
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Vor dem Start der Wertschätzungs-
kampagne der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) Ende April in Berlin hatten 

die Parteien und Bundestagsfraktionen von 
CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, LINKE 
und FDP einen Brief erhalten. Der stellver-
tretende GdP-Bundesvorsitzende Dietmar 
Schilff stellte darin den Politikern die Inhalte 

der Kampagne vor und bot einen persön-
lichen Austausch an. Davon wurde in den 
vergangenen Monaten – jedoch nur in Vi-
deokonferenzen – rege Gebrauch gemacht. 

Erfreulich ist, dass bei den meisten The-
men Übereinstimmungen festgestellt sowie 
die Vorschläge und Erwartungen der GdP 
an die Politik überwiegend als richtig und 

zielführend bewertet wurden. Die GdP wird 
ihre Initiative natürlich über die Bundes-
tagswahl hinaus weiterführen und bei neu-
er politischer Zusammensetzung engagiert 
vorantreiben.

Mit den Politikerinnen und Politikern er-
örtert wurden unter anderem die Belastung 
der Polizeibeschäftigten, die Gewalt gegen 
die Polizei, frische Perspektiven für Tarif-
beschäftigte und Polizeiverwaltungsbeam-
tinnen und -beamte, die uneinheitliche Be-
zahlung in den Ländern und beim Bund seit 
der Föderalismusreform 2006, die Polizeizu-
lage, die Dienstunfallanerkennung nach ei-
ner Infektion mit dem Coronavirus, die un-
terschiedliche Ausstattung bei Technik und 
Digitalisierung, die internationale Zusam-
menarbeit bei Terrorismus- und Kriminali-
tätsbekämpfung sowie Investitionen in die 
Polizei.

Im Übrigen wurden strittige Punkte nicht 
ausgelassen. So thematisierten die GdP-Vi-
zes Schilff und Jörg Radek gegenüber der 
Grünen-Innenexpertin Dr. Irene Mihalic 
Bereiche der Drogenpolitik sowie das ge-
legentlich zu Tage tretende gespaltene Ver-
hältnis der Grünen zur Polizei. Dies sei nicht 
der Fall, stellte Mihalic klar. Die Grünen be-
schäftigten sich mit rechtsextremen Vorgän-
gen in Teilen der Polizei. Die grünen Positi-
onen dazu beinhalten Mihalic zufolge das 
Schaffen einer unabhängigen Anlaufstel-
le sowie eines Polizeibeauftragten. Zudem 
setzten sich die Grünen mit vermeintlich 
überhartem Einschreiten der Polizei gegen-
über Demonstranten und Menschen mit Mi-
grationsgeschichte sowie dem „Racial Pro-
filing“ auseinander, bekräftigte sie. Die ehe-
malige Polizistin unterstütze jedoch weitere 
Investitionen bei der Polizei.

Thematisch vergleichbar verlief das Ge-
spräch mit der Linke-Co-Vorsitzenden Jani-
ne Wissler. Schilff und Radek konfrontier-
ten die Politikerin auch mit der zunehmen-
den Gewalt gegen die Polizei. Wissler machte 
deutlich, dass ihre Partei sowie sie persönlich 
Gewalt gegen die Polizei – egal von welcher 
Seite – klar und öffentlich ablehnten. Selbst-
verständlich würden Vertreterinnen und Ver-
treter ihrer Partei jedoch mögliche Übergriffe 
durch die Polizei, die gemeldet werden, oder 
aus eigenem Erleben heraus rechtlich über-
prüfen lassen, verdeutlichte sie. 

Sämtliche Gesprächspartner signalisier-
ten, den Dialog fortführen zu wollen und die 
Inhalte des Meinungsaustausches in ihre 
Parteien und Fraktionen weiterzugeben. I

POLITISCHE GESPRÄCHE

Kampagne 
wertgeschätzt

Im April und Mai war die GdP mit Dr. Irene Mihalic (r.o.), innenpolitische Sprecherin der Grünen-
Bundestagsfraktion, und ihrem FDP-Pendant Konstantin Kuhle (nicht im Bild), im Gespräch. 
Im Juni tauschten sich die stellvertretenden GdP-Bundesvorsitzenden Dietmar Schilff (o.m.) 
und Jörg Radek (l.u.) mit Thorsten Frei (l.o.), stellvertretender Vorsitzender der CDU-
Bundestagsfraktion, aus, der Fraktionschef Ralph Brinkhaus vertrat. Die beiden GdP-Vizes 
konferierten ebenso mit dem stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion Dirk 
Wiese (r.u.), der für Dr. Rolf Mützenich einsprang, sowie mit der Die-Linke-Bundesvorsitzenden 
Janine Wissler (m.u.).

Die GdP im digitalen Meinungsaustausch mit:
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Für Polizeibeamte stellt der Bereich der Verkehrsunfall-
aufnahme ein Aufgabengebiet dar, in dem in besonderem
Maße hohe Ansprüche an die Qualität ihrer Arbeit gestellt
werden. Die exzellente Kenntnis unterschiedlicher Rechts-
gebiete ist hier mit überdurchschnittlichem Wissen über
physikalische, technische, kriminaltechnische und -takti-
sche Gegebenheiten zu kombinieren. Daneben haben die
Beamten in zum Teil extrem belastenden Situationen mit
Beteiligten empathisch zu interagieren. An sie besteht also
ein hoher Anspruch an professioneller Kompetenz, die bei
der Unfallaufnahme gleichzeitig Garant für Opferschutz
und Opferhilfe darstellt.

Dieses Buch wurde für die Polizeibeamten im Bachelor-
Studium und an sämtlichen Ausbildungseinrichtungen der
Polizei verfasst und stellt darüber hinaus auch in der Fort-
bildung und in der Praxis eine wertvolle Hilfe dar.

Die Neuauflage wurde von den Autoren erheblich er-
gänzt. So wird u.a. der Begriff des Verkehrsunfalls ausführ-
lich erläutert und ein Handlungskonzept für eine qualifi-
zierte Unfallaufnahme entwickelt. Außerdem werden die
Themen digitale Spuren und Unfälle mit Straßenbahnen
ausführlich behandelt. Wolfgang Eifinger, Dipl.-Verwaltungswirt und Polizeirat,

Direktionsleiter Verkehr in Euskirchen, nebenamtlicher
Dozent für Verkehrslehre und Verkehrsrecht an der HSPV
NRW.

Alexander Neuhaus, Dipl.-Verwaltungswirt und Erster
Polizeihauptkommissar, Leiter einer Polizeiwache in Bonn.
Davor Dienstgruppenleiter der Leitstelle, Leiter eines Ver-
kehrskommissariats und des Verkehrsdienstes.

VERKEHRSUNFALLAUFNAHME
Unfallort – Tatort – Recht – Maßnahmen
Von Richard Taschenmacher, Wolfgang Eifinger und Alexander Neuhaus.

DIE AUTOREN

Richard Taschenmacher, Dipl.-Verwaltungswirt, Autor
verschiedener Fachbücher, Dozent für Gefahrgutrecht. Da-
vor Lehrtätigkeit u.a. in den Fächern Verkehrsrecht, Straf-,
Strafprozeß- und Ordnungswidrigkeitenrecht sowie Ver-
kehrsunfallaufnahme und -rekonstruktion.
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Innenleben

Tarifforderungen 
münden in eine 
gemeinsame 
Tarifforderung der
öD-Gewerkscha�en 
im DGB.

Einigung und 
neuer Tarifvertrag

Einigung und 
neuer Tarifvertrag

Die Bundestarif-
kommission
berät.

Bildung einer zentralen
Streikleitung bestehend aus
drei Personen. In den Unter-
gliederungen werden Landes-
streikleitungen und örtliche
Streikleitungen gebildet.

Die Bundestarifkommission (BTK) 
berät den Geschä�sführenden 
Bundesvorstand (GBV) und stellt 
die Tarifforderungen auf, u. a.
auf Grundlage der Forderungen
der Tarifkommissionen der
Landesbezirke und Bezirke.

Ab hier bis zur Tarifeinigung:
laufende Information für
Mitglieder, u.a. durch
Tarifbotscha�erinnen und
Tarifbotscha�er,
Mitgliederunterstützung 
und Solidaritätsaktionen

Einigung und 
neuer Tarifvertrag

Tarifverhandlungen 
mit den Arbeitgebern

Keine
Einigung

Schlichtungs-
verfahren*

*Es gibt eine Schlichtungsvereinbarung 
für Bund und kommunale Arbeitgeber (VKA) 
vom 25.10.2011. 
Die Schlichtungsvereinbarung für die Länder 
hat die TdL im Jahr 2011 gekündigt.

Einigungs-
empfehlung

Neue 
Verhandlungen

Verhandlungen 
werden für 
gescheitert 
erklärt.

Keine
Einigung

In der Regel
Urabstimmung

Vorbereitung und Planung 
des Streiks – GBV beschließt 
den Streik.

Neue 
Verhandlungen

Einigung vorbehaltlich
einer 2. Urabstimmung

Mehr Informationen 
zu Tarifverträgen und weiteren Tarifthemen 
finden Interessierte auf www.gdp.de unter 
dem Reiter „Tarif- & Sozialpolitik“.

WAS?
Es gibt im öffentlichen Dienst (öD) zwei Tarifverhandlun-
gen. Verhandelt wird auf der einen Seite der Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst (TVöD) für die Kolleginnen und 
Kollegen, die im Bund und den Kommunen beschäftigt 
sind. Auf der anderen Seite ist es der für die öD-Beschäf-
tigten in den Ländern. In diesem Jahr sind die Verhand-
lungen zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L) dran. Der TV-L beschreibt das Tarifregel-
werk der Länder, gilt jedoch nicht für Hessen. Das Land 
in der Mitte Deutschlands ist nicht Mitglied der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder (TdL) und verhandelt da-
her selbständig.
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Wir suchen weiter
nach Tarifbotschafterinnen und  
Tarifbotschaftern. Um mitzumachen,  
schreibe uns eine E-Mail an:  
gdp-tarifrunde2021@gdp.de
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einer 2. Urabstimmung
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WANN?
Die Auftaktrunde der diesjährigen Tarifverhandlungen 
für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst beginnt am 
8. Oktober. Auf sie folgt die zweite Tarifrunde in Potsdam 
am 1. und 2. November. Den Abschluss bildet die dritte 
Runde am 27. und 28. November, ebenfalls in Potsdam.

WER?
Für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes verhan-
deln die DGB-Gewerkschaften mit den Arbeitgebern. Der 
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke agiert dabei als Ver-
handlungsführer für die Einzelgewerkschaften. Die Ar-
beitgeber haben sich im Verbund der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) zusammengeschlossen. Sie wer-
den an der Spitze durch den niedersächsischen Finanz-
minister Reinhold Hilbers (CDU) vertreten.

Verhandelt wird für rund 800.000 Tarifbeschäftigte 
und 22.500 Auszubildende im Bereich der TdL. Von gro-
ßer Bedeutung ist die Forderung einer zeit- und wirkungs-
gleichen Übertragung des Ergebnisses auf rund 1,2 Milli-
onen Beamtinnen und Beamten sowie die rund 700.000 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger.
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Im Gespräch

TARIFRUNDE 2021

Es kann nur um 
Verbesserungen gehen
Im Herbst beginnt die Tarifrunde für den öffentlichen Dienst der 
Länder. Der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende und 
Tarifexperte René Klemmer im DP-Gespräch über Ausreden, 
Nebenschauplätze und transparente Botschaften.

Michael Zielasko

DP: Die Tarifrunde für die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes der Län-
der steht bevor. Werden die Arbeitgeber 
den Corona-Trumpf ziehen und sagen, es 
ist kein Geld da?
René Klemmer: Da bin ich mir sehr sicher. 
Schon deswegen, weil bereits in früheren 
Runden ähnliche Ausreden bemüht wurden, 
um die Entgeltforderungen der öD-Gewerk-
schaften ins Leere laufen zu lassen. Die Ar-
beitgeber werden darauf spekulieren, dass 
sie mit der Corona-Karte den Nerv der Öffent-
lichkeit treffen.

DP: Mit welchen Ausreden haben es die 
Arbeitgeber in den Vorjahren probiert?
Klemmer: Mehrfach wurde uns erzählt, 
dass die Steuereinnahmen schlecht seien, 
sich Nachwirkungen ökonomischer Kri-
sen zeigten und die Wirtschaft schwächele. 
Dann hatte sich die Wirtschaft erholt, die 
Steuereinahmen begannen zu sprudeln. So 
war das vor zwei Jahren bei der Länderta-
rifrunde. Geld war dann also da, wir soll-
ten uns jedoch zurückhalten, weil man ja 
schließlich die Überschüsse zur Vorsorge 
für schlechte Zeiten ansparen wolle. Die 

Schuldenbremse wurde ebenso angeführt, 
denn Miese machen gehe gar nicht. 

DP: Es scheint, als drohten seit Langem 
wieder Arbeitskämpfe? Eine Schlich-
tungsvereinbarung ist ja nicht vorgese-
hen.
Klemmer: Schlichtungsvereinbarungen mit 
den Länderarbeitgebern sind schon seit Jah-
ren nicht mehr abgeschlossen worden. Diese 
haben wir nur noch mit dem Bund und den 
Kommunen. Mit Blick auf die vor uns liegen-
de Runde müssen wir davon ausgehen, dass 
die Arbeitgeber Veränderungen des soge-
nannten Arbeitsvorganges in den Fokus der 
Verhandlungen rücken. Es ist also nicht un-
wahrscheinlich, dass sie sich weigern, über 
Entgelterhöhungen oder andere von uns auf 
den Tisch gelegten Forderungen zu verhan-
deln, bis dieses strittige Thema abgehakt 
wurde. Vor diesem Hintergrund kann ich 
Aktionen und Warnstreiks nicht ausschlie-
ßen. Noch befinden wir uns jedoch in der 
Friedenspflicht. 

DP: Das heißt?
Klemmer: Wir warten zunächst die ersten 
beiden Runden ab. Ende August werden die 
öD-Gewerkschaften ihre Forderungen auf-
stellen und den Arbeitgebern mitteilen. Und 
diese haben dann bis zum ersten Verhand-
lungstag am 8. Oktober Zeit, darauf zu re-
agieren. 

DP: Wäre es eine realistische Option, das 
für den Bund und die Kommunen erziel-
te Tarifergebnis für die Länder zu über-
nehmen?
Klemmer: Natürlich sind wir uns der Haus-
haltslage in den Ländern angesichts der Co-
ronakrise bewusst. Eine Eins-zu-Eins-Über-
nahme halte ich daher für unwahrschein-
lich. In eine ähnliche Richtung könnte es 
allerdings gehen, was einige Punkte, dar-
unter die Entgelterhöhung, einschließt. 

DP: Lohnerhöhungen stehen verständ-
licherweise meist im Zentrum des Inter-
esses der Beschäftigten. Warum sind die 
Nebenschauplätze so wichtig?
Klemmer: Entsprechende Entgelterhöhun-
gen bilden praktisch die Überschrift einer 
Tarifrunde. Vermeintliche Nebenschauplät-
ze wie den bereits erwähnten Arbeitsvor-
gang nicht ernst genug zu nehmen, könn-
te jedoch erhebliche Verschlechterungen 
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GdP-Tarifexperte René Klemmer beim DP-Telefoninterview Ende Juni.
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zur Folge haben. Konkret: schlechtere Ein-
gruppierungen für künftige Beschäftigte, 
womöglich sogar für bestehende Arbeits-
verhältnisse. Es liegt auf der Hand, dass 
wir das unbedingt vermeiden wollen. Ganz 
egal, ob im Scheinwerferlicht oder im Schat-
ten, bei allen Themen geht es uns um Ver-
besserungen.

DP: Könntest Du das Problem des Ar-
beitsvorganges etwas plastischer dar-
stellen?
Klemmer: Der Arbeitsvorgang ist die Bewer-
tungseinheit dafür, wie Beschäftigte ein-
gruppiert werden. Vereinfacht ausgedrückt 
strebt der Arbeitgeber an, den Arbeitsvor-
gang kleinteiliger zu definieren. Damit sinkt 
der Wert der geleisteten Arbeit. Das sind rea-
le Verschlechterungen, die sich mindestens 
in ein bis zwei Entgeltgruppen ausdrücken 
können. 

DP: Die GdP-Tarifbotschafterinnen und 
-Tarifbotschafter könnten eine wichtige 
Schnittstelle sein, um diese Nebenschau-
plätze bekannt zu machen?
Klemmer: Ja, absolut. Je stärker wir die Mit-
gliedschaft über wichtige Themen neben 
Entgelterhöhungen informieren und sie so 
auch sensibilisieren, desto deutlicher wird 
ihnen, an welchen Stellen die Arbeitgeber 
nicht mit uns reden wollen, wo sie eindeu-
tig Verschlechterungen durchdrücken wol-
len und mit welchen haarsträubenden Ge-
schichten sie aufwarten, um uns hinters 
Licht zu führen. Wir sorgen dafür, dass die 
Mitglieder verstehen können, warum wir in 
manchen Bereichen mitgehen können, in 
anderen jedoch nicht. Da geht es uns um 
größtmögliche Transparenz. 

DP: Wie bewertest Du das bisherige Inte-
resse an dieser Aufgabe?

Klemmer: Tarifpolitik kann ein trockenes 
Geschäft sein. Trotzdem verzeichnen wir 
zahlreiche Meldungen. Sogar von beam-
teten Kolleginnen und Kollegen. Das freut 
mich besonders. Daher bin ich positiv über-
rascht. Wir sind mit dieser Idee auf dem rich-
tigen Weg. Schließlich vertreten wir alle Po-
lizeibeschäftigtengruppen, also können und 
sollen sich auch alle beteiligen. 

DP: Vielen Dank für das Gespräch.

ANZEIGE



Unser exklusives Vorteilsprogramm für Dich als
GdP-Mitglied und Deine Familie. Wir bieten Dir
gemeinsam mit unseren starken GdP-Plus Partnern
große Vorteile in Form besonders attraktiver Angebote*.

Hast Du Fragen oder Anregungen?
Dann schreib uns eine E-Mail
oder ruf an. Reinhard Kaufmann
hilft Dir gerne weiter.

E-Mail gdp-plus@gdp.de
Telefon 0211 7104 250

*Bitte beachtet hierbei, dass Euer Vertragspartner das jeweilige Unternehmen ist!

GdP-Plus Partner

Dein schnellster Weg
zu attraktiven
Angeboten
Das GdP-Plus Partner-Programm der GdP

Bi
ld
:j
am

es
te
oh

ar
t,
A
do

be
St
oc
k

Das clevere Fahrradleasing

Nutze den
Easy-Login!
www.gdp.de
> GdP-Plus

D210125868 VDP Anzeige GdP-Plus-Partner DP 4-21_NEU_DRUCK.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 01.Apr 2021 13:41:35; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien



DP DEUTSCHE POLIZEI 08/2021 27

Unser exklusives Vorteilsprogramm für Dich als
GdP-Mitglied und Deine Familie. Wir bieten Dir
gemeinsam mit unseren starken GdP-Plus Partnern
große Vorteile in Form besonders attraktiver Angebote*.

Hast Du Fragen oder Anregungen?
Dann schreib uns eine E-Mail
oder ruf an. Reinhard Kaufmann
hilft Dir gerne weiter.

E-Mail gdp-plus@gdp.de
Telefon 0211 7104 250

*Bitte beachtet hierbei, dass Euer Vertragspartner das jeweilige Unternehmen ist!

GdP-Plus Partner

Dein schnellster Weg
zu attraktiven
Angeboten
Das GdP-Plus Partner-Programm der GdP

Bi
ld
:j
am

es
te
oh

ar
t,
A
do

be
St
oc
k

Das clevere Fahrradleasing

Nutze den
Easy-Login!
www.gdp.de
> GdP-Plus

D210125868 VDP Anzeige GdP-Plus-Partner DP 4-21_NEU_DRUCK.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 01.Apr 2021 13:41:35; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

In einer Videokonferenz Anfang Juli be-
grüßte GdP-Vize und Tarif-Experte René 
Klemmer (im Bild mit Imme Hildebrandt) 

über 40 potenzielle Tarifbotschafterinnen 
und Tarifbotschafter. Sie sollen in den Ta-
rifrunden der Länder im Herbst die Info-
Schnittstelle zwischen den verhandelnden 
Parteien und der GdP-Basis sein. 

„Wir wollten Menschen gewinnen. Und 
wie man heute Abend sieht, ist uns das auch 
gelungen“, sagte Klemmer. Der GdP-Tarif-
Chef ermutigte die Teilnehmenden, sich 
nicht von Arbeitgeberaussagen wie fehlen-
dem Geld wegen Corona abschrecken zu las-
sen. „Das hören wir jedes Mal“, so Klemmer 
und ergänzte: „Uns geht es aber um mehr 
als nur um Geld.“ 

Worum es tatsächlich geht, das erfahren 
die künftigen Tarifbotschafterinnen und Ta-
rifbotschafter in den kommenden Wochen in 
einer Reihe von Kommunikations- und Me-
dientrainings. Klemmer betonte: „Ich bin 
überwältigt von den Rückmeldungen und 
der großen Teilnahme und freue mich tie-
risch auf die Aktion.“ I

TARIFBOTSCHAFTERINNEN UND -BOTSCHAFTER
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POLIZEIZULAGE

Die schleichende 
Entwertung der 
Polizeiarbeit

Das Wertschätzen der 
Polizei ist ein politisches 
Muss, vor allem im Wahl-
kampf. Wie polizeiliche 
Arbeit jedoch schleichend 
entwertet wird, stellt DP-
Autor Sven Hüber anhand 
der Polizeizulage dar. 

Sven Hüber

Mehr Gewalt gegenüber der Poli-
zei, auf der anderen Seite hohe 
Erwartungen an Kompetenz sowie 

schnelle, professionelle und rechtssi-
chere Polizeientscheidungen. Sicher-
lich ein Unterschied zu anderen Beru-

fen in der allgemeinen Verwaltung. Dabei 
gerät in Vergessenheit, dass die angeb-

lich politisch so wertgeschätzte 
Polizeiarbeit seit Jahren einem 
unfassbaren Wertverlust aus-
gesetzt ist, erst in Mark und 
Pfennig, dann in Euro und 
Cent. Die Aktion #100für100 der 

Gewerkschaft der Polizei (GdP) legt 
den Finger in diese seit Langem klaffende 

Wunde und unterstreicht den aktuellen GdP-
Bundeskongressbeschluss für eine Polizei-
zulage in Höhe von 300 Euro.

Was sind wir wert?

Spiegelt sich das seit Jahren zunehmende 
Berufsrisiko auch in der Besoldung wider? 
Oder: Ist die polizeiliche Entscheidungsfin-
dung mehr oder weniger wert geworden? 
Auskunft darüber gibt die Entwicklung der 
Relation der Polizeizulage zum Grundge-
halt. Das Ergebnis der Analyse: Die finan-
zielle Entwertung von Polizeiarbeit ist er-
schreckend. Warum?

Im Jahr 1999 wurde beschlossen, die Po-
lizeizulage nicht mehr dynamisch auszu-
gestalten. Erhöhungen wurden nicht mehr 
nach den Tarifabschlüssen vorgenommen. 
Das galt als Sondersparbeitrag der Polizis-
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ten und Zöllner zur Sanierung der Haushal-
te von Bund und Ländern. Seit der Födera-
lismusreform 2006 blieb es den einzelnen 
Dienstherren überlassen, in Sachen Polizei-
zulage etwas zu tun – oder eben nicht. Die be-
rufsspezifische Polizeizulage ist dadurch im 
Vergleich zur Entwicklung der Grundgehäl-
ter spürbar abgerutscht, zudem klaffen weite 
Lücken zwischen den Höhen der Polizeizula-
ge in den einzelnen Ländern und dem Bund.

Die Steigerungssätze der Grundgehälter 
werden auch als Besoldungsindex bezeich-
net. Er ist in den einzelnen Jahren der Ent-
wicklung der Polizeizulage völlig enteilt. So 
kletterte der Besoldungsindex der Grundge-
hälter des Bundes von 381,02 Prozent im Jahr 
1990 auf 737,74 Prozent in diesem – auch 
eine Folge erfolgreicher GdP-Tarifkämpfe 
angesichts der Übertragung der Ergebnisse 
auf den Beamtenbereich. Tendenziell trifft 
diese Steigerungsrate des Besoldungsin-
dex auch auf die einzelnen Länder zu, auch 
wenn Steigerungssätze und Zeiträume ab-
weichen sollten. Insgesamt sind die Grund-
gehälter seit 1990 bei Bund und Ländern da-
her in unterschiedlichem Maße um mehrere 
hundert Prozentpunkte angestiegen. 

Dramatisch verschlechtert

Diese Steigerungen trafen indes nur die 
Grundgehälter für alle, ob Polizeibeamter, 
Bibliothekar oder Verwaltungsbeamter. 

Im Jahr 1990 entsprach die Polizeizula-
ge noch 12,54 Prozent des Grundgehalts ei-
nes Polizeimeisters, 10,72 Prozent dem eines 
Polizeikommissars. Das beschreibt etwa den 
in der Besoldungstabelle nicht abgebilde-
ten und daher zusätzlich auszugleichenden 
Wert der besonderen Polizeidienstanforde-
rungen. Das Verhältnis von Polizeizulage zu 
Grundgehalt hat sich seither dramatisch ver-
schlechtert.

Selbst beim Bund, der bisher mit 190 
Euro pro Monat und künftig 228 Euro pro 
Monat die höchste Polizeizulage zahlt, ent-
spricht diese gegenwärtig nur 7,4 Prozent 
des Grundgehalts eines Polizeimeisters und 
6,48 Prozent eines Polizeikommissars.

Der Wert der im Grundgehalt nicht be-
inhalteten „besonderen Anforderungen“ 
an die Polizeimeister sank damit zwischen 
1990 und 2021 um über fünf Prozentpunk-
te des Grundgehaltssatzes. Bei den Polizei-
kommissaren sank er um über vier. Würde 

man das ursprüngliche Verhältnis der Poli-
zeimeistergrundgehälter zur Zulage als Be-
messungsgrundlage nehmen, müsste die 
Polizeizulage heute eigentlich 322,10 Euro 
betragen. 

Noch dramatischer fällt der Wertverlust 
der Polizeizulage in den Ländern ins Ge-
wicht – sowohl in der Höhe als auch im Ver-
hältnis zum Grundgehalt. Dort ist der beson-
dere Einsatz der Polizei vielfach nicht ein-
mal mehr die Hälfte wert.

So hat sich die Polizeizulage in Branden-
burg, Bremen, Hamburg, Niedersachen, 
Saarland und Sachsen-Anhalt seit dem 1. 
Januar 1998 (127,38 Euro) um keinen Cent 
weiterentwickelt – obwohl sich die Grund-
gehälter aller Beamtinnen und Beamten in 
den letzten 23 Jahren auch in diesen Län-
dern deutlich verbesserten. 

Auch die seit 1990 vorgenommenen Er-
höhungen der Polizeizulage in Nordrhein-
Westfalen auf 130,56 Euro, in Hessen auf 
131,20 Euro, in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz auf 132,69 Euro, in Meck-
lenburg-Vorpommern auf 136,48 Euro, in 

Berlin auf 139,50 Euro, in Thüringen auf 145 
Euro, in Schleswig-Holstein auf 150 Euro 
und in Bayern auf 161,69 Euro bestätigen 
eher das Zerfleddern der Besoldungsgrund-
sätze. Weder beim Bund noch in den Län-
dern wird auch nur ansatzweise der gebo-
tene Prozentanteil der Polizeizulage im Ver-
hältnis zu den Grundgehältern gewahrt.

So sanken der Anteil und Wert der Po-
lizeizulage für einen Brandenburger Poli-
zeimeister der Stufe 1 von ehemals 12,54 
Prozent des Grundgehalts auf heute gera-
de noch 5,12 Prozent. Bei Fortschreibung 
des Verhältnisses zum landesspezifischen 
Grundgehalt müsste die Polizeizulage in 
Brandenburg heute eigentlich bei 311,65 
Euro liegen.

Für einen niedersächsischen Polizeikom-
missar der Stufe 1 macht die Polizeizulage 
heute gerade noch 4,65 Prozent des Grund-
gehaltsbetrages aus, statt der angemessenen 
10,72 Prozent aus 1990. Bei Fortschreibung 
des Verhältnissatzes zum Grundgehalt müss-
te sie heute in Niedersachen jedoch 293,66 
Euro betragen. Auch in Baden-Württemberg 

Quelle: GdP

Entwertung der Polizeizulage 1990 bis 2021

BW

Polizeizulage in Prozent vom Grundgehalt A 9 Stufe 1 am 1. Juni 2021

Polizeizulage in Prozent vom Grundgehalt A 9 Stufe 1 im Jahr 1990
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sank der Wert der Polizeizulage trotz einer 
leichten Erhöhung auf heute nur noch 4,65 
Prozent eines Polizeikommissargrundge-
halts der Eingangsstufe ab. Eigentlich müss-
te sie heute in diesem Land angesichts der 
Grundgehaltssteigerungen 306,14 Euro be-
tragen. Selbst in Bayern, das die Polizeizu-
lage zur amtszulagenähnlichen Zulage um-
wandelte und dynamisierte, sank der Wert 
für einen Polizeikommissar der ersten Stufe 
von den besagten 10,72 Prozent des Grundge-
halts auf heute nur noch 5,69 Prozent – wenn-
gleich die Dynamisierung zumindest in Bay-
ern im Gegensatz zu anderen Dienstherren 
wenigstens ein noch weiteres Absinken des 
Wertes verhindert. Die traurige Liste ließe 
sich für alle Polizeien fortsetzen.

Was sind wir euch wert?

Die Polizeizulage wird so seit Jahren schlei-
chend entwertet. Sie hinkt der allgemeinen 
Einkommensentwicklung und der Inflation 

immer mehr hinterher. Das wird in einigen 
Jahren dazu führen, dass die gegenüber den 
anderen Beamten immer noch besonderen 
und im Grundgehalt nicht abgebildeten An-
forderungen der Polizeiarbeit bald gar nicht 
mehr abgegolten werden. Die Polizeizulage 
wird sich im Verhältnis zum Grundgehalt 
fast in Wohlgefallen auflösen.

Wenn die GdP mit ihrer Wertschätzungs-
kampagne #100für100 fordert, so fragt sie: 
Was ist den Dienstherren und Parlamentari-
ern unser erhöhtes Todes- und Verletzungs-
risiko wert? Was ist es wert, in jeder Schicht 
neu bereit zu sein, in Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben Leben und Gesundheit 
einzusetzen, sich körperlich auseinanderzu-
setzen, sich psychischen Ausnahmesituatio-
nen zu stellen? Was ist es euch wert, dass wir 
in Druck-Situationen unter physischer und 
psychischer Belastung verantwortliche, wo-
möglich fundamentale Entscheidungen tref-
fen? Was ist euch der wohlüberlegte Einsatz 
der Schusswaffe oder die Entscheidung, ei-
nen finalen Rettungsschuss abgeben zu 

müssen, um andere Leben zu retten, wert?
Nimmt man den Maßstab der Respekt-

reden über die Polizei, müsste die Antwort 
lauten: jede Menge! Und die Besoldungsre-
alität? Der Befund lautet: Das ist uns immer 
weniger wert, wir haben es fast vergessen. 

Diesen Trend zu stoppen und umzukeh-
ren, war der Sinn des entsprechenden Be-
schlusses des 26. GdP-Bundeskongresses 
vom November 2018: der gewerkschaftli-
che Einsatz für die Ausgestaltung der Poli-
zeizulage zu einer dynamisierten und ruhe-
gehaltsfähigen Amtszulage von mindestens 
300 Euro pro Monat. 

Zu dieser Trendumkehr gehört die gefor-
derte Rückkehr zur Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage, nicht nur wie zurzeit in 
Bayern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen, 
sondern überall. Denn ab 1. Januar 1990 war 
die Polizeizulage bis 1998 bundesweit Teil 
der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge, wenn 
der Beamte mindestens zehn Jahre zulage-
berechtigt verwendet worden war. Auch das 
gehört sich so – es gilt „100 für 100“. I

Quelle: GdP

Höhe der Polizeizulagen in Bund und Ländern – Nach einer Dienstzeit von zwei Jahren 
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hof (BFH), Urteil vom 8. Oktober 1993 – VI R 
9/93). Einem Beamten, der die Polizeizulage 
erhält, steht bei Vorliegen der entsprechen-
den Voraussetzungen beispielsweise auch 
die Zahlung von Mehrarbeitsvergütung oder 
einer Zulage für Dienst zu ungünstigen Zei-

ten, einer Schichtzulage oder Freizeitaus-
gleich wie Nicht-Polizeibeamten zu. Diese 
Ausgleichsleistungen haben nichts mit der 
Polizeizulage zu tun.

 

Missverständnis ausräumen

Die Polizeizulage ist kein Ausgleich für zu 
ersetzende Aufwendungen, kein Verpfle-
gungsgeld und keine Schichtdienstent-
schädigung. Sie ist ihrem Rechtscharakter 
nach vielmehr als Vergütung für besondere 
Anforderungen zu verstehen (Bundesfinanz-

Lücke schließen

Zweck der Polizeizulage ist es, die Lücke im 
zu niedrig angesetzten Grundgehalt der Po-
lizei- wie Zollbeamtinnen und -beamten zu 
schließen. Sie ist eine „Anforderungszulage“. 

Beamte im Polizeidienst sind nicht in eine 
eigene Besoldungsordnung eingegliedert 
worden. Sie teilen sich die Besoldungsord-
nung A mit beispielsweise Bibliothekaren, 
Lehrern oder Verwaltungsbeamten. Die ver-
fassungsrechtliche Pflicht, amtsangemes-
sene Besoldung zu gewähren und die Ämter 
sachgerecht zu bewerten, führt für Vollzugs-
beamte der Polizei und des Zolls jedoch zu ei-

Typisch

Dieser Begriff bezeichnet nur die typischen 
zusätzlichen Anforderungen, die an jeden 
mit vollzugspolizeilichen Aufgaben betrau-
ten Beamten zu stellen sind, von der allge-
meinen Ämterbewertung jedoch nicht er-
fasst werden. Dazu gehört das Erfordernis, 
in schwierigen Situationen unter physischer 
und psychischer Belastung als Einzelner 
schnell verantwortliche, möglicherweise 
einschneidende Entscheidungen zu tref-
fen – zum Beispiel über den Gebrauch der 
Schusswaffe, einen finalen Rettungsschuss 
– und die Bereitschaft, in Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben Leben und Gesundheit 
einzusetzen, sei es durch Vorgehen mit kör-
perlicher Gewalt gegen Personen, sei es 
eine gefährliche Verkehrssituation oder der 
Aufopferungsanspruch zu Rettung des Le-
bens anderer Menschen. 

Zwar zählt die Polizeizulage nicht zum so-
genannten Kernbereich der beamtenrechtli-

ner Lücke im Grundgehalt. Prägende Berufs-
anforderungen sind in der Festsetzung der 
Höhe des Grundgehalts der allgemeinen Be-
soldungsordnung A dort weder berücksich-
tigt noch eingeflossen. Insbesondere das, 
was polizeiliche Tätigkeitsanforderungen 
(auch) ausmacht, findet sich in der Höhe des 
Grundgehalts nicht wieder, weder im mittle-
ren noch im gehobenen oder höheren Dienst.

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), 
Urteile vom 26.Juni 1981 6 C 85.79, BVerwG-
Entscheidungen 62, 354, und vom 24.Januar 
1985 2 C 9.84)) geht davon aus, dass die Zu-

chen Alimentation. Sie soll vor allem nicht die 
amtsangemessene Alimentation von Voll-
zugsbeamten und deren Familien sicherstel-
len, was schon durch das Grundgehalt ohne 
Polizeizulage sichergestellt werden muss. 
Diese Besonderheiten und Anforderungen 
werden durch das amtsgemäße Grundge-
halt aber nicht erfasst (dazu: BVerwG, Urteil 
vom 26. März 2009, Az.: 2 C 1.08; BVerwG, Be-
schluss vom 22. Februar 2011 – Az.: 2 B  72.10). 
Andere Beamte in der Besoldungsordnung 
A wie Bibliothekare oder Lehrer müssen sich 
diesen immerwährenden besonderen Anfor-
derungen an Polizeibeamte trotz gleichem 
Grundgehalt regelmäßig nicht aussetzen. 
Sie müssen weder unmittelbaren Zwang an-
wenden noch unterliegen sie dem Aufopfe-
rungsanspruch wie Polizei- und Zollbeamte.

Es ist nach der Rechtsprechung deshalb 
eine zusätzliche pauschalierte Besoldungs-
leistung zum Grundgehalt in Form der Poli-

ordnung der Ämter der Polizeivollzugs- und 
Zollbeamten zu den Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung A das typische Erschei-
nungsbild des mit vollzugspolizeilichen Auf-
gaben betrauten Beamten nicht hinreichend 
berücksichtigt. Unter „Besonderheiten des 
... Dienstes“ im Sinne dieser Regelung ist je-
doch nicht alles zu verstehen, worin sich die 
Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufga-
ben von der üblichen Dienstgestaltung und 
dem regelmäßigen Dienstablauf in anderen 
Bereichen der öffentlichen Verwaltung unter-
scheidet. 

zeizulage gerechtfertigt, die die von der all-
gemeinen Ämterbewertung nicht erfassten 
Besonderheiten des jeweiligen Dienstes der 
Polizeibeamten abgelten soll. Die Einfüh-
rung der zweigeteilten Laufbahn in vielen 
Bundesländern nimmt von der zu schließen-
den Grundgehaltslücke nichts. Auch diese 
ist schon nach den Strukturprinzipien des 
Besoldungsrechts kein Ersatzprogramm 
für den Ausgleich der Grundgehaltsdefizite 
durch die Polizeizulage. Die Polizeizulage ist 
zudem die einzige Stellenzulage, die ab dem 
zweiten Ausbildungsjahr ein ganzes Berufs-
leben lang gezahlt wird.
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Hingeschaut

WOHNEN NACH DER PANDEMIE

Mobiles  
Arbeiten  
braucht  
Platz

Die Corona-Krise führte  
zu einer forcierten 
Digitalisierung. Dadurch 
wächst der Bedarf an 
privatem Wohnraum, die 
Stadtzentren benötigen 
neue Nutzungskonzepte.  
 

Thomas Gesterkamp

„Hej, Homeoffice!“: Unter diesem 
Motto bewirbt Tchibo in einem 
Verkaufskatalog das „Pure nor-

dic living“. Das Geschäftsprinzip des Kaf-
feerösters besteht darin, neben dem Kern-
produkt im ständigen Wechsel viele andere, 
zum Zeitgeist passende Artikel anzubieten 
– um damit die Kunden in seine Filialen oder 
auf das eigene Onlineportal zu locken. Da ist 
zum Beispiel ein „Esstisch mit integriertem 
Arbeitsplatz“ zu haben. Der ist praktischer-
weise „auf- und zu klappbar“ und enthält 
zudem eine „Stauraum-Bodenplatte“. In die-
ser, so illustriert das Werbefoto, können die 
mobil Arbeitenden blitzschnell Tablet, Unter-
lagen oder Smartphone verschwinden lassen 
– um sich gleich nach der Videokonferenz am 
selben Platz das Mittagessen zu servieren.

Die Bekämpfung des Corona-Virus hat 
Teile der Arbeitswelt und des Bildungssys-
tems in die privaten Wohnungen verlagert. 
Doch diese sind für ständiges Homeoffice 
und Homeschooling oft wenig geeignet. Die 
vielfältiger und zeitlich umfangreicher ge-
wordenen Aktivitäten zu Hause stoßen an 
räumliche Grenzen. Denn gerade in Groß-
städten mit hohen Mieten leben die Men-
schen auf eher kleinen Flächen. Notgedrun-
gen werden diese dann verschiedenartig 
genutzt. Sie dienen zugleich als Ess- und Ar-
beitsplatz, sind Küche und Klassenraum in 
einem. Mit „Officeschränken“ für das Wohn-
zimmer, rückenfreundlichen Stühlen oder 
„Vorhangschals“ als Raumteiler bietet nicht 
nur Tchibo die passenden Accessoires. Die 
ganze Möbelindustrie stellt sich um, entwi-
ckelt neue Produkte. Fo
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Entflechtung von 
Stadtlandschaften

Nur zwölf Prozent der Beschäftigten arbei-
teten vor der Pandemie zeitweise von zu 
Hause aus. Im ersten Lockdown im Früh-
jahr 2020 wuchs die Zahl sprunghaft auf 
bis zu 40 Prozent, um danach wieder zu 
sinken. Das Potenzial des mobilen Arbei-
tens ist überschaubar, selbst digitalisierba-
re Prozesse erfordern gelegentlich auch mal 
persönliche Treffen und Abstimmungspro-
zesse. Automobilwerker, Altenpflegekräfte, 
Busfahrer oder Verkäuferinnen können ihre 
Tätigkeit ohnehin nicht in den eigenen vier 
Wänden erledigen. In welchem Umfang sich 
das Homeoffice als Erwerbsform dauerhaft 
etabliert, lässt sich derzeit noch nicht seri-
ös abschätzen. 

Spürbar aber sind die Folgen bereits jetzt 
auf dem Immobilienmarkt: Die Mieten und 
Kaufpreise für das private Wohnen steigen 
und steigen. Die gewerbliche Vermietung 
von Ladenlokalen hingegen bereitet we-
gen des lange zugesperrten Einzelhandels 
Probleme. Auch Büroflächen gibt es derzeit 
im Überfluss, weil viele Unternehmen sich 
räumlich verkleinern wollen. Schon seit Jah-
ren experimentieren sie mit Nutzungskon-
zepten, in denen es keine persönlich zuge-
ordneten Schreibtische mehr gibt. Die Arbeit 
von zu Hause erspart ihnen erhebliche Kos-
ten, die sie auf ihre Beschäftigten abwälzen. 
Denn auch Zusatzleistungen wie Diensthan-
dys oder Firmenlaptops gleichen keines-
wegs aus, was eine optimierte, den Anfor-
derungen des Gesundheitsschutzes genü-
gende Einrichtung des Heimarbeitsplatzes 
verschlingen würde. Die neu eingeführ-
te „Homeoffice-Pauschale” in der privaten 
Steuererklärung von maximal 600 Euro pro 
Jahr kompensiert die Mehrausgaben für zu-
sätzliche Investitionen nur symbolisch. Mit 
dieser Summe lässt sich gerade mal eine er-
gonomische Sitzgelegenheit finanzieren. 

Onlinevertrieb, Paketlieferungen an die 
Haustür und Streamingangebote verändern 
die Stadtlandschaften. Es kommt zu einer 
Entflechtung urbaner Räume, an manchen 
Orten, etwa in Vierteln mit geringer Kauf-
kraft, auch zur Verödung. Das Stadtzentrum 
verliert an Bedeutung, was nicht unbedingt 
Anlass zur Klage sein muss. Billigketten in 
liebloser und fantasieloser Architektur wa-
ren schon in der Vergangenheit alles an-

dere als ein städtebaulicher Magnet. Nach 
dem Ende der Dauerschließungen dürften 
hier die Folgen der ruinösen Corona-Politik 
besonders sichtbar werden. Vor allem den 
Innenstädten in strukturschwachen Regi-
onen drohen zugenagelte Geschäfte, insol-
vente Cafés und aufgegebene Kaufhäuser. 

Eine Ursache sind die astronomischen 
Mieten. 30 oder gar 50 Euro pro Quadratme-
ter gelten in guten Lagen als durchaus üb-
lich. Die Objekte gehören häufig spekulie-
renden Hedgefonds, privaten Großinvesto-
ren oder großen Versicherungskonzernen, 
denen zeitweise Leerstände relativ egal 
sind. Diese Wildwest-Ökonomie kann nur 
staatliche Regulierung stoppen. Warum gibt 
es keinen bundesweiten Mietendeckel für 
Gewerbeimmobilien? Nur so könnten Stadt-
planer neue Nutzungsideen realisieren, die 
sich von der einseitigen Fixierung auf das 
Einkaufen lösen – durch die Umwidmung 
von Ladenlokalen und Büros zu Wohnun-
gen, durch mehr Kulturangebote und nicht-
kommerzielle Treffpunkte in den sich über-
all gleichenden, uniform gestalteten Fuß-
gängerzonen.

Gemeinschaftliche  
Lösungen

Eine Stadtflucht „aufs Land“ hat der erhöh-
te Platzbedarf im Privaten bisher nicht aus-
gelöst. Der angebliche Trend wird zwar von  
Feuilletons herbeigeschrieben, ist aber sta-
tistisch nicht belegbar. Noch immer wollen 

junge und gut ausgebildete Menschen meist 
in den Großstädten leben. Die Wohnungskri-
se könnte sich hier noch verschärfen, weil 
für das mobile Arbeiten und wegen stärke-
rer Präsenz zu Hause größere Objekte nach-
gefragt werden – am besten mit Balkon oder 
Terrasse. Mieten, Bodenrichtwerte und Im-
mobilienpreise drohen daher weiter zu stei-
gen. Das unterstreicht die Notwendigkeit 
staatlicher Eingriffe, um die Städte sozial 
ausgewogen zu gestalten – trotz der notori-
schen Proteste und Klagen der Wohnungs-
lobby gegen jede Intervention.  

Im günstigen Fall könnten die Erfahrun-
gen aus der Pandemie als Korrektiv für eine 
lebenswertere Umgebung wirken. Die Zu-
kunft gehört nachbarschaftlichen und mul-
tifunktionalen Stadtquartieren, in denen zu-
gleich gewohnt, gearbeitet und eingekauft 
werden kann. Hilfreich sind kreative Lösun-
gen auch im kleinen Maßstab. Baugruppen 
oder Wohngenossenschaften haben soge-
nannte „Co-Housing“-Konzepte vorgelegt, 
die durch gemeinschaftliche Nutzung von 
Gärten, Küchen, Gästezimmern, Werkstätten 
oder Büros den individuellen Wohnbedarf re-
duzieren. Zwar werden solche Ideen bei man-
chen kommunalen Entwicklungsprojekten in 
begrenztem Umfang gefördert oder als Ver-
gabekriterien in Architekten-Wettbewerben 
mitberücksichtigt. Meist jedoch übersteigt 
die Nachfrage nach neuen Wohnformen das 
Angebot deutlich. Bestimmt allein der Markt, 
wem teure städtische Grundstücke verkauft 
werden, haben innovative und sozial orien-
tierte Initiativen kaum eine Chance. I
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ANZEIGE

GENERATIONENKONTEXT

Die lernende 
Organisation
Der anhaltende demografische Wandel in der Arbeitswelt, die 
zunehmende Digitalisierung und die damit verbundene Entwicklung 
hin zur einer Wissensgesellschaft stellen die öffentliche Verwaltung 
vor komplexe Herausforderungen. Das gilt auch für die Polizei, wie 
das DP-Autorenteam darstellt.

Stephen Köppe und Prof. Dr. Birgit Wiese

Derzeit wird die Arbeitswelt durch 
die Generationen (Gen) Babyboomer 
(1955-1969), Gen X (1970-1984), Gen Y 

(1985-1999) und Gen Z (2000-2014) geprägt. 
Unter dem Begriff Generation wird eine so-
genannte Geburtenkohorte verstanden. De-
ren Mitglieder sind im gleichen Zeitraum 
geboren, haben daher ähnliche Erfahrungen 
gemacht und wurden durch gleiche gesell-
schaftliche, politische und ökonomische 
Ereignisse in ihrer Kindheit und Jugend 
geprägt. Daraus erwachsen unterschied-

liche Werte und Normen sowie Erwartungs-
haltungen und Anforderungen gegenüber 
Führungskräften und Mitarbeitenden, die 
im dienstlichen Alltag zu teils erheblichem 
Konfliktpotenzial führen. 

Babyboomer

„Leben, um zu arbeiten“ ist das Arbeits-
ethos, das der Babyboomer-Generation zu-
geschrieben wird. Sie gelten als pflichtbe-
wusste, dennoch karriereorientierte Arbeit-
nehmende. Babyboomer versuchen durch 
qualitativ hochwertige Arbeit den gesell-
schaftlichen Erwartungen zu entsprechen. 
Sie sind davon überzeugt, dass sich Fleiß 
auszahlt und ein gutes und erfolgreiches 
Leben ermöglichen kann. Diese Generation 
bevorzugt einen diplomatischen, respekt-
vollen und höflichen Umgangston sowohl 
innerhalb eines Teams als auch vom Füh-
rungspersonal. Entscheidungen trifft die-
se Alterskohorte nicht emotional, sondern 
aufgrund rationaler Aspekte. Sie präferieren 
den demokratischen Führungsstil, eindeu-
tige Strukturen wie Anweisungen und ar-
beiten gerne im Team. Eine gute Führungs-
kraft verkörpert für sie Seriosität und Ernst-
haftigkeit sowohl durch die Art zu handeln 
als auch im Erscheinungsbild. 

Gen X

Das der Gen X nachgesagte Arbeitsethos ist 
am besten mit dem Satz „Arbeiten, um zu 
leben“ zu beschreiben. Eine Führungskraft 
muss sich in deren Augen den erwünschten 
Respekt verdienen. Als Orientierungspunk-
te gelten hierfür Professionalität und Fach-
wissen. Die Beziehung zwischen der Füh-
rungskraft und den X-ern sollte vor allem 
zweckdienlich sein. Bei der Kommunikation 
mit Führungskräften setzen sie auf Pragma-
tismus und klare Anweisungen. Sie bevorzu-
gen Flexibilität im Arbeitsalltag, die sie nut-
zen, um ihren persönlichen Arbeitsprozess 
noch ökonomischer zu gestalten. Gleiches 
gilt für die Arbeitsatmosphäre und Teamar-
beit. Hier liegt die Konzentration auf Effizi-
enz und Produktivität. Das führt nicht selten 
dazu, dass die Gen X statt lange über mög-
liche Entscheidungsmöglichkeiten und ver-
schiedensten Entscheidungsträgern zu dis-
kutieren, gerne eigenständig entscheidet. 
Diese Generation legt großen Wert darauf, 
ihre Meinung offen kund tun zu können, 
ohne dafür Sanktionen erwarten zu müs-
sen. Im Gegenzug ist sie bereit, sich zu for-
dern und für berufliche Ziele an ihre Gren-
zen zu gehen.

Gen Y

Der Gen Y wird das Arbeitsethos „Erst leben, 
dann arbeiten!“ nachgesagt. Was die Ypsi-
loner motiviert, sind nicht äußerliche Motive 
wie Geld oder Anerkennung. Sie motivieren 
sich von innen heraus, zum Beispiel durch 
das Sinnhafte ihrer Arbeit oder die Selbst-
verwirklichung ihrer Person. Ihr Beruf soll-
te bestenfalls ihr persönliches Interesse wi-
derspiegeln und das Ausleben ihrer eigenen 
Werte und Vorstellungen ermöglichen. Ihre 
Ansprüche an die Arbeitsatmosphäre und 
Gestaltung ihres Arbeitsplatzes unterschei-
den sich stark von den Vorgängergenerati-
onen. Sie wünschen sich eine Atmosphäre, 
in der sie sich wohl und aufgehoben fühlen 
und ein entspanntes Arbeiten möglich ist. 
Führungspersonal wird von dieser Alters-
gruppe nicht automatisch geachtet und an-
erkannt, sondern muss durch Kompetenz 
und Fachwissen überzeugen. Die Gen Y er-
wartet eine transparente Kommunikation 
und möchte sich mit Lösungsansätzen oder 

Hinterfragt
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Ideen einbringen. Führungskräfte sollten 
als Vorbilder fungieren und bei Sorgen oder 
Konflikten Unterstützung bieten.

Gen Z

Die Gen Z sind derzeit die jüngsten Erwerbs-
tätigen im Arbeitsalltag. Von ihnen wissen 
Wissenschaftler noch nicht viel. Noch las-
sen sich auch nur grobe Aussagen zum Ver-
halten und Erwartungen im Arbeitskontext 
treffen. Zum Arbeitsethos lässt sich jedoch 
feststellen: Für sie ist Arbeit lediglich ein 
Teil ihres Lebens. Ihnen kommt es auf ein 
adäquates Entgelt, einen sicheren Arbeits-
platz sowie authentisches und zuverlässiges 
Feedback seitens der Vorgesetzten an. Füh-
rungskräfte sollten bei der Zusammenarbeit 
mit Z-Angehörigen besonnen und souverän 
auftreten. Diese Generation ist wissbegierig 
und bereit, von berufserfahrenen Teammit-
gliedern zu lernen, sofern dies auf Augen-
höhe geschieht.

Spannungsfelder

Ein besonderes Spannungs- und Konflikt-
feld ergibt sich zwischen den Babyboo-
mern und Gen Y. Deren jeweiliges Arbeits-
ethos steht dem anderen konträr gegenüber: 
So wird den Babyboomern im Arbeitskon-

text neben anderem eine sehr hohe Einsatz-
bereitschaft nachgesagt. Hingegen legt die 
Gen Y sehr viel Wert auf Work-Life-Balan-
ce, übermäßige Belastung durch Mehrar-
beit sieht sie sehr kritisch. Im Polizeikontext 
führt dies zu vielfältigen Problemen bei der 
Personalplanung. 

Gleichzeitig bringen die unterschiedli-
chen Generationen durch ihre verschieden-
artige Werteprägung und Lebens- und Be-
rufserfahrung eine große Bandbreite an 
Handlungsoptionen für den täglichen Poli-
zeidienst mit sich – eine wertvolle Option. 
Zu klären ist die Frage, wie mit den Span-
nungs- und Konfliktfeldern, die sich aus den 
heterogenen Handlungs- und Erwartungs-
haltungen der Generationen ergeben, effek-
tiv und effizient umgegangen werden kann. 
Der Blick auf das Konzept der „Lernenden 
Organisation“ erscheint lohnenswert.

Die lernende Polizei

Eine allgemeingültige Definition zum Be-
griff der „Lernenden Organisation“ exis-
tiert aufgrund variierender Ansätze und 
Betrachtungsweisen nicht. Grundsätzlich 
angenommen wird, dass Organisationen 
durch kontinuierliche Lernprozesse und 
Anpassungsprozesse Umweltbedingungen 
entgegenwirken können. Dies geschieht da-
durch, dass sich Mitarbeitende in den Or-

ganisationen einzeln und in Gruppen oder 
Teams qualifizieren. Das erworbene Wis-
sen und die daraus entstehende Kompetenz 
durchdringen die Organisation und verän-
dern deren Kultur. Lernen in Organisati-
onen bedeutet zudem, dass Erfahrungen 
ständig überprüft und in ein allgemein zu-
gängliches Wissen übertragen werden, das 
für den Hauptzweck der Organisation rele-
vant ist. Von Bedeutung ist, dass jedes Or-
ganisationsmitglied auch ein Produkt der 
Denk- und Interaktionsweisen ihrer Mit-
glieder ist. 

Veränderung und Integration: 
Werteorientierte Führung

Eine werteorientierte Führung sowie die Er-
kenntnis, dass Mitarbeitenden-Interessen 
wie die der Organisation zu berücksichtigen 
sind, sind Voraussetzung einer lernenden 
Organisation. Daher geht es in einer wer-
teorientierten Organisationsentwicklung 
und Führung um gemeinsame Kernwerte, 
die zentralen und individuellen Werte der 
Organisation, die sich in einem organisati-
onsinternen und -externen Verantwortungs-
diskurs herausbilden. Ein Schlüssel ist ein 
gemeinsames Führungsverständnis, für 
das gemeinsame Werte und Leitbilder un-
abdingbar sind und in einem generations-
übergreifenden Diskurs ausbalanciert wer-
den müssen. 

Die Umgestaltung zu einer lernenden 
Organisation ist geprägt von einem span-
nungsvollen Veränderungsprozess, in des-
sen Verlauf sich die Organisation und ihre 
Mitarbeitenden zwingend „neu“ definieren. 
Führungskräfte müssen eine werteorientierte 
Führung verwirklichen, eine Vertrauenskul-
tur schaffen, halten und die verschiedenen 
Interessenlagen der in ihren Werthaltungen 
unterschiedlichen Generationen austarie-
ren. Dies kann gelingen, wenn in den Dienst- 
stellen eine lebendigen Diskussions-, Feed-
back-, Fehler- sowie Problemlösungskultur 
etabliert wird. Für das Spannungsfeld der 
Generationen bedeutet dies, die jeweiligen 
Wertehaltungen bewertungsfrei deutlich zu 
machen, die Stärken der einzelnen Gene-
rationen herauszustellen und ein bewuss-
tes voneinander lernen in den Arbeitsalltag, 
beispielsweise durch generationengemischte 
Teams im täglichen Dienst sowie in der Füh-
rung, zu integrieren. I

Foto: privat Foto: privat

Stephen Köppe ist Leiter Führungsdienst 
(V) in der Berliner Polizeidirektion 2 
(West) im Abschnitt 23. Der 44-jährige 
Erste Polizeihauptkommissar lehrt zu-
dem an der Hochschule für Wirtschaft 
und Recht (HWE) in Berlin sowie an der 
Hochschule der Polizei in Brandenburg.

Prof. Dr. Birgit Wiese ist ehemalige 
Polizeibeamtin und Professorin an der 
Fachhochschule Potsdam. Sie engagiert 
sich im  Gesundheitsmanagement der 
Berliner Polizeidirektion 2 (West) und ist 
Lehrbeauftragte an der HWR Berlin und 
HPol Brandenburg.

In Anlehnung an Peter M. Senge: Die fün�e Disziplin
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Hingeschaut

KÖRPERLICHE MISSHANDLUNG VON KINDERN

Je jünger, umso  
akuter gefährdet
Körperliche Misshandlungen von Minderjährigen sind im 
Polizeidienst kein alltägliches, aber ein präsentes Thema. 
Misshandlungen treten in allen Gesellschaftsschichten  
und jeder Altersklasse auf. Ein Erfahrungsbericht.

Maximilian Klopf

In der Praxis gestaltet sich die Einschät-
zung einer Misshandlung häufig kom-
plex, da sie von diversen Faktoren be-

einflusst wird. Die meisten Fälle stellen 
keine einfach aufzuklärenden Situationen 
dar, in denen der Nachweis einer Miss-
handlung führbar ist. Das Problem der 
Aufklärung liegt primär oft schon darin, 
dass eine Vielzahl der Opfer aufgrund ihres 
jungen Alters nur schwer oder gar nicht 
artikulieren kann, was ihnen widerfahren 

ist. Stammen die Täter aus dem sozialen 
Umfeld der Kinder, verschweigen diese die 
Taten häufig oder nehmen bei Ansprache 
die Täter in Schutz.

Dabei gilt es grundsätzlich, vorsätzliches 
Handeln von zufälligen Ereignissen abzu-
grenzen. Diese sind gerade im Kindesalter 
nicht selten. Erfahrungsgemäß kann es zu 
einer enormen Bandbreite unfallbedingter 
Verletzungen kommen, darunter beispiels-
weise Stürze und Verbrennungen.

Passen die Schilderungen zur 
Entstehungsgeschichte?

Am Anfang der Gefährdungseinschätzung 
stehen die Angaben der Beteiligten, Achtung:

 Ș Passt die Schilderung der Entstehungs-
geschichte der Verletzung zum Entwick-
lungsstand des Kindes? Ein 70 Zentime-
ter großes Kind wird nicht auf eine Herd-
platte in 120 Zentimeter Höhe gegriffen 
haben.

 Ș Sind Verletzungen vorhanden, die nicht 
zum eigentlichen Einsatzgrund passen? 
Zum Beispiel Hämatome an den Innen-
seiten der Oberschenkel bei einem Ver-
kehrsunfall.

 Ș Die Eltern beziehungsweise betroffene 
Personen liefern unterschiedliche bezie-
hungsweise widersprüchliche Erklärun-
gen zur Entstehung der Verletzungen.

 Ș Eine auffällig lange Zeit bis zum Notruf. 

Daneben bieten körperliche Spuren direkte 
Hinweise auf ein mögliches Misshandlungs-
geschehen:

Hämatome sind je nach Art, Form und Lo-
kalisation Hinweise auf Misshandlungen. 
Bei der Lokalisation ist zu beachten, dass 
diese bei einem akzidentellen, also eher zu-
fälligen Ereignis an jeder Stelle des Körpers 
auftreten können. Jedoch ist eine solche Ent-
stehung an Körperstellen wie den Genitali-
en deutlich unwahrscheinlicher als an an-
deren. Von Bedeutung ist hier die Plausibili-
tät des geschilderten Unfallhergangs.

Die Form der Hämatome bietet deutliche 
Rückschlüsse auf mögliche Misshandlun-
gen:

 Ș Geformte Hämatome: Diese geben eine 
Rückschlussmöglichkeit auf eventuell 
genutzte Gegenstände, so etwa Striemen 
durch Schläge mit Kabeln.

 Ș Bissspuren: Diese erscheinen als bogen-
förmige, einander zugewandte Hämato-
me.

 Ș Verfärbung der Hämatome: Eine kla-
re „Altersbestimmung“ des Hämatoms 
ist nicht möglich, jedoch lassen ver-
schiedene Farben der Hämatome den 
Rückschluss darauf, dass diese zu un-
terschiedlichen Zeiten entstanden sind. 
Eine Gelbfärbung des Hämatoms spricht 
etwa für eine mehr als einen Tag alte Ver-
letzung.
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Hämatom an der Oberschenkelinnenseite.
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Das Geiseldrama von Gladbeck 1988 und der Amoklauf
von München 2016. Zwei einschneidende Ereignisse der
deutschen Geschichte, hautnah von Polizei, Journalisten
und der Öffentlichkeit in Wort, Bild und Ton begleitet,
die deutlich aufzeigen, welche medialen Entwicklungen
zwischenzeitlich stattgefunden haben und mit welchen
Anforderungen und Herausforderungen die Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit der Polizei mittlerweile konfrontiert
wird. Denn Digitale Revolution, das Internet und nicht zu-
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Polizei mehr als in Frage.
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und alle Kommunikationskanäle professionell zu bedienen
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REISEMARKT

handeln. Als verdächtig kommt auch das 
Personal von Einrichtungen und andere 
Minderjährige in Betracht. Gerade Handlun-
gen durch Altersgenossen sind keinesfalls 
unüblich und sollten in den Ausführungs-
formen nicht unterschätzt werden.

Als Faustformel, wie akut eine solche 
Misshandlung einzuschätzen ist, lässt sich 
festhalten: Je jünger die Betroffenen sind, 
umso akuter sind sie gefährdet. In den ers-
ten Lebensjahren sterben mehr Kinder in 
Folge von Misshandlungen als in jedem 
anderen Alter. Statistisch betrachtet ereig-
nen sich 77 Prozent aller misshandlungs-
bedingten Todesfälle in den ersten 48  
Lebensmonaten.

Somit bleibt nur jeder Kollegin und jedem 
Kollegen zu wünschen, am besten nie mit 
dieser Deliktsform konfrontiert zu werden. 
Doch für den „Ernstfall“ bleibt festzuhal-
ten, dass gerade wir als Polizeibeamtinnen 
und -beamte über das berufliche Fachwis-
sen und die Expertise verfügen, Misshand-
lungen beziehungsweise Verdachtsmomen-
te zu erkennen und zu handeln. I

in heiße Flüssigkeit verursacht. Derarti-
ge Verletzungen sind dann verdächtig, 
wenn sie geradlinig begrenzt sind. Also 
kein unregelmäßiger Rand oder sprit-
zerartige Verbrühungen in der Umge-
bung vorliegen. Bei den zufälligen Ver-
brühungen handelt es sich meist um ein 
Übergießen (Kind zieht heiße Teetasse 
vom Tisch). Eine Besonderheit stellen 
auch Verbrühungen der Mundschleim-
haut dar, die durch das Zuführen heißer 
Flüssigkeiten beim Füttern entstehen.

Häufig Überschussreaktionen

Einige der häufigsten Erkennungsmerkma-
le körperlicher Misshandlung sind genannt. 
In ihrer Begehungsform ist diese jedoch de 
facto unbegrenzt. Sie bieten damit ledig-
lich eine Handlungshilfe. Häufig entstehen 
Misshandlungen aus „Überschussreakti-
onen“ als Zeichen der Überforderung. Auf 
dementsprechende Signale der Sorgeberech-
tigten und Betroffenen gilt es ebenfalls ver-
stärkt zu achten.

Natürlich muss es sich bei den Tätern 
nicht zwangsläufig um das soziale Umfeld 

Petechien sind ein weiterer Ansatzpunkt in 
der Aufklärung von Misshandlungen. Dabei 
handelt es sich um punktförmige Einblutun-
gen, die zum Beispiel durch Würgen, Tho-
raxkompressionen oder anhaltendem Er-
brechen entstehen. Sie können an den Au-
genlidern, hinter den Ohren und an den 
Mundschleimhäuten auftreten.

Verbrennungen

 Ș Kontaktverbrennungen sind scharf 
begrenzte Verletzungen, teils auch geo-
metrische Muster (zum Beispiel Heiz-
lüftergitter), die durch den auslösenden 
Gegenstand verursacht wurden. Eine im-
mer wiederkehrende Form stellt die Ver-
letzung durch ausgedrückte Zigaretten 
dar. Dabei handelt es sich um rundli-
che bis ovale etwa fünf bis acht Millime-
ter durchmessende Verbrennungen. Das 
Verletzungsbild kann abweichen, wenn 
etwa die Zigarette mehrfach aufgedrückt 
wurde.

 Ș Verbrühungen treten bei circa 15 Prozent 
der Opfer von Misshandlungen auf. Da-
bei wird die Mehrzahl durch Eintauchen 
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DP-Autor Maximilian Klopf ist seit März 2020 bei der bayerischen 
Polizei. Vor seinem Wechsel studierte er Soziale Arbeit und war im 
Allgemeinen Sozialdienst des Jugendamtes mit dem Schwerpunkt 
Kindeswohlgefährdung und Misshandlungen tätig. Berufs-
begleitend belegte er den Masterstudiengang Sozialmanagement. 
Er bezeichnet sich als „Spätberufener“ im Polizeidienst, den  
Wechsel als lohnenswertes Wagnis.
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lassen es die Texter jedoch nicht mehr so oft 
angehen. Sie wissen um mögliche rechtliche 
Folgen. Alternativ erschaffen sie in ihren 
Zeilen eine feindselige Atmosphäre, in der 
Feindbilder nicht benannt, auf sie jedoch 
deutlich angespielt wird. Enthalten sind 
zudem gewaltverherrlichende Passagen 
sowie allgemeine Bekenntnisse zu „Kampf 
und Krieg“ und die Wiedergabe von Liedern 
oder Gedichten aus dem Nationalsozialis-
mus. 

Unsäglicher Hass

Die Band „Kaltes Judenleder“ hetzte: „Beim 
nächsten Mal sind wir Ehrengäste, denn da 
verbrennen wir Judenreste. Die Schwulen 
hätten wir doch fast vergessen. Wir lassen 
sie unsere Scheiße fressen.“ Deren Nach-
folgerformation „Blutkult“ trat 2019 beim 
„Hot Shower Festival“, eine kaum versteck-
te Anspielung auf die Gaskammern des Ho-
locausts, in Mailand auf. Einige Albentitel 
sprechen für sich: „Der Stürmer“, „Honour 
Him“ (auf dem Cover prangen zwei gro-
ße H) und „Der Geist der Vergangenheit“. 
Songs lauten: „Warte Germane, Warte!“, 
„A.C.A.B.“, „Wir marschieren“, „Die letzten 
wahren deutschen Ritter“, „Machtergrei-
fung“, „Kampf der Blutsünde“ und „Der 
Herrscher kehrt zurück“.

Auch die Brandenburger Band „Frontfeu-
er“ geht textlich keine Umwege. „Schwarz 
ist die Nacht, in der wir euch kriegen! Weiß 
sind die Männer, die für Deutschland sie-
gen! Rot ist das Blut, auf dem Asphalt“ er-
schallte auf dem Konzert „Rock für Deutsch-
land“, organisiert von der NPD am 6. Juli 
2013. Dieses Bekenntnis zu rechtsextremer 
Gewalt und Rassismus stammt im Original 
von der Cottbusser Gruppe „Frontalkraft“, 
einer der ältesten Szene-Musikgruppen hier-
zulande. Im Laufe der letzten Jahre gab die 
Band mehr als 120 Konzerte und trat dabei 
auch in Frankreich, der Schweiz, Tschechi-
en, Österreich und Spanien auf. 

Untergrundproduktionen

Unverhohlener Judenhass und die Andro-
hung sowie Aufrufe zu Gewalt und Mord 
sind meist textlicher Bestandteil sogenann-
ter Untergrundproduktionen. Daneben wird 
Musik im Eigenvertrieb und kleiner Auflage 
exklusiv bekannten Käufern angeboten. Die 
Auflage liegt in der Regel im mittleren vier-
stelligen Bereich. Die Band „Kraftschlag“ 
leugnete in den 1990er-Jahren mit dem Lied 
„Sechs-Millionen-Lüge“ öffentlich den Ho-
locaust. Die CD „Milliarden Leichen für den 
Endsieg“ der Gruppe „14Winterkampf88“ 
wurde 2016 von der Bundesprüfstelle für ju-
gendgefährdende Medien indiziert und als 
volksverhetzend eingestuft. Mehrere Res-
sentiments und antisemitische Chiffren 
werden in Texten kombiniert. Gegen die an-

Rechtsextreme Liedtexte beinhalten 
oftmals Aufrufe zum „Kampf gegen 
die bestehende Ordnung“. Gemeint 

ist der freiheitliche demokratische Rechts-
staat. Ebenso werden Verschwörungsmy-
then verbreitet. Es wird gegen Feindbilder 
gehetzt, vor allem gegen Geflüchtete, Mi-
granten, Juden, die USA, Homosexuelle 
und „Linke“. Textliche Gewaltaufrufe be-
legen den extremen Charakter zumindest 
von Teilen dieser Musikszene. Zu plastisch 

RECHTSEXTREMISMUS 

Radikalisierungsfaktor  
Musik
Musikveranstaltungen sind wichtig für die rechtsextreme Szene 
hierzulande. Liedtexte verbreiten menschenverachtende Ansichten, 
festigen Feindbilder und Ideologien. Die Teilnahme stiftet Identität 
und gibt ein Gefühl der Stärke. Es sind Orte rechtsextremer 
Radikalisierung, weiß DP-Autor Prof. Dr. Stefan Goertz.

Prof. Dr. Stefan Goertz

Foto: M. Frauenkron

DP-Autor  
Prof. Dr. Stefan 
Goertz

Hingeschaut

Besucher des „Schild und Schwert“-Festivals im sächsischen Ostritz im Frühsommer 2019.
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Von Tilmann Schott-Mehrings.
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schule des Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Bun-
despolizei, verantwortlich für Aufenthalts-, Pass- und Asylrecht,
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Ausländerrecht für die Polizei

Nach den Ereignissen um die Flüchtlingsbewegungen im
Herbst 2015, die das Aufenthalts- und Asylrecht in den Mit-
telpunkt öffentlichen Interesses gerückt haben, schloss sich
mit der COVID-19-Pandemie ein weiteres Ereignis an, das
ebenfalls Auswirkungen für eine Vielzahl von Behörden wie
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Ausländerbe-
hörden, die Bundespolizei, die Landespolizeibehörden und
den Zoll hat.
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die bestehenden gesetzlichen Rechtsgrundlagen.

Fälle zum Ausländerrecht für die Polizei

Dieses Buch behandelt 35 praxisrelevante Fallkonstellati-
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reitung auf die Prüfung im mittleren und gehobenen Dienst
dienen. Die Fälle sind geordnet nach der Vorlagesituation in
der Reihenfolge der üblicherweise zu prüfenden Einreisevor-
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gebliche „jüdische Besatzung“, das Schüren 
weltweiter Kriege oder verdeckte Machtaus-
übung wird offensiv zum Kampf aufgerufen.

Jenseits der Grenzen

Liedtexte von „Landser“, „Stahlgewitter“ 
und „Skrewdriver“ werden als „Musik ge-
wordener Springerstiefel-Sound“ der 1990er-
Jahre bezeichnet. Darunter sind Lieder, die 
längst indiziert und deren Verbreitung in 
Deutschland damit verboten sind. Zu finden 
sind sie dennoch: Zum Beispiel auf „Sound-
Cloud“. Der Anbieter bezeichnet sich selbst 
als weltweit größte offene Audioplattform. 
SoundCloud und die Werbepartnerschaft 
AdsWizz erreichen nach eigenen Angaben 
jeden Monat über 100 Millionen individuel-
le Geräte von Usern auf der ganzen Welt. Da-
neben finden sich dort neue Inhalte der Alt-
Right-Szene aus den USA.

Unterschiedliche internationale Gesetz-
gebungen erlauben es neonazistischen 
Rockbands ihre CDs mit strafrechtlich rele-
vanten Inhalten bei Musikverlagen im Aus-
land zu veröffentlichen. So erschienen zum 
Beispiel Tonträger der Brandenburger Band 
„Hassgesang“ beim US-amerikanischen 
Label „Micetrap“. Solche CDs können bis 
heute relativ einfach aus dem Ausland be-
zogen werden. Ein Beispiel: Das italieni-
sche Label und der Versand „Blackshirt Re-
cords“ vertreiben in Deutschland verbotene 
CDs von „Hassgesang“ oder der deutschen 
Band „Hate Society“. Gegen beide liegen Be-
schlagnahmebeschlüsse vor. 

Rechtskonzerte

Die Rechts-Rock-Szene ist gut vernetzt und 
eröffnet lukrative Einnahmequellen sowohl 
für Musikverlage als auch für Organisatio-
nen wie Blood & Honour oder neonazisti-
sche „Kameradschaften“. In keinem ande-
ren Bereich des Rechtsextremismus haben 

internationale Verbindungen größere Rele-
vanz als bei der sogenannte White-Power- 
Music, hinter der die Idee einer vermeintli-
chen Überlegenheit der weißen Rasse steht. 
Diese Ideologie vereint Rechtsextremisten 
weltweit. Pandemiebedingt sank die Zahl 
rechtsextremer Musikveranstaltungen auf 
141 im vergangenen Jahr. 2019 waren es 
noch 311. Experten prognostizieren eine er-
neute Zunahme bei weiterem Abflauen der 
Corona-Maßnahmen. 

Rechtsextremer  
Rap und Hip-Hop

Rechtsextremer Rap und Hip-Hop hat inner-
halb der Szene in den letzten Jahren an Be-
deutung gewonnen. Akteure des „Heimat-
Rap“ oder des „patriotischem Rap“ setzen 
als „Neuer deutsche Standard (NDS)“ den 
Verfassungsschutzbehörden zufolge vor al-
lem auf Themen wie Heimat, Asyl und Mi-
gration. Viele Passagen weisen eine Über-
höhung nationaler Identität und verbale 
Aggressivität auf. Rechtsextremer Rap und 
Hip-Hop ermögliche als emotionaler „Tür-
öffner“, die ideologischen Vorstellungen der 
Neuen Rechten einem breiten Personenkreis 
– überwiegend Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen – zugänglich zu machen.

Im Liedtext zu „Defend Europe“ von 
„Chris Ares“ aus dem Jahr 2019 zeigen sich 
exemplarisch Gewaltaffinität und Bezüge zu 
ideologischen Kernmerkmalen der „Identi-
tären Bewegung Deutschland“ (IBD): „Über-
nehmen jedes Land, das ist die Rückkehr der 
Germanen Ja, wir opfern unser Dasein nur 
aus Rücksicht auf die Ahnen Eure vollver-
mummten Punkvisagen werden mittels Pan-
zerwagen durch das ganze Land gejagt um 
euch Maden dann anzuklagen (…) Festung 
Europa, macht die deutschen Grenzen zu! 
This is for my people, for my country, for my 
daughter Fuck the new world order Stop the 
migrants, close the German border!“.

Das Debütalbum von „Chris Ares“ lag be-
reits wenige Tage nach der Veröffentlichung 
auf Platz 1 der Download-Plattform iTunes, 
bevor es von den meisten kommerziellen An-
bietern gelöscht wurde. Weil „Chris Ares“ 
gegen Hassrede-Richtlinien verstieß, sperr-
te YouTube im Sommer 2020 sein Konto und 
damit rund 80.000 Abonnenten aus. Auch 
Spotify und Amazon entfernten die Musik 
von ihren Plattformen. I

Rechtsextremismus und Rechts-
terrorismus in Deutschland, PSP 
Schriftenreihe, Stefan Goertz

VDP, 1. Auflage 2021, 192 Seiten,  
20 Euro, ISBN 978-3-8011-0899-1
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